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Bericht*)

des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 15/1562 –

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften
(Steueränderungsgesetz 2003 – StÄndG 2003)

b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
– Drucksachen 15/1621, 15/1798 –

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften
(Steueränderungsgesetz 2003 – StÄndG 2003)

Bericht der Abgeordneten Lydia Westrich und Peter Rzepka

I. Verfahrensablauf

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der Koali-
tionsfraktionen – Drucksache 15/1562 – in seiner 64. Sitzung
am 26. September 2003 dem Finanzausschuss federführend
sowie dem Rechtsausschuss, dem Ausschuss für Wirtschaft
und Arbeit, dem Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, dem Ausschuss für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen sowie dem Ausschuss für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung überwie-
sen. Der Haushaltsausschuss wurde mitberatend und nach
§ 96 der Geschäftsordnung beteiligt. Darüber hinaus ist die
Vorlage in der 67. Sitzung am 17. Oktober 2003 dem Aus-
schuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt-
schaft sowie dem Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit zur Mitberatung überwiesen worden.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung – Drucksache 15/
1621 – wurde vom Deutschen Bundestag in der 69. Sitzung
am 23. Oktober 2003 dem Finanzausschuss federführend
sowie den zum Entwurf der Koalitionsfraktionen genannten
Ausschüssen zur Mitberatung überwiesen. Der Haushalts-

ausschuss wurde mitberatend und nach § 96 der Geschäfts-
ordnung beteiligt.

Der Finanzausschuss hat die Beratung der Vorlagen in sei-
ner 29. Sitzung am 26. September 2003 aufgenommen, am
22. Oktober 2003 fortgesetzt und am 5. November 2003 ab-
geschlossen. Ferner hat der Ausschuss am 13. Oktober 2003
eine öffentliche Sachverständigenanhörung durchgeführt.

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen

Mit dem Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen – Druck-
sache 15/1562 – und dem textgleichen Entwurf der Bundes-
regierung – Drucksache 15/1621 – ist beabsichtigt, die Be-
steuerungspraxis durch die elektronische Übermittlung der
Lohnsteuerbescheinigungen zu vereinfachen, die an die
Stelle der Lohnsteuerbescheinigung auf der Lohnsteuerkarte
tritt; die elektronische Lohnsteuerbescheinigung soll vom
Arbeitgeber bis zum 28. Februar des Folgejahres der Fi-
nanzverwaltung übermittelt werden. Nach den Vorlagen ist
zudem vorgesehen, die zum Familienleistungsausgleich
vorliegenden Masseneinsprüche und -anträge praxisgerecht

*) Die Beschlussempfehlung ist gesondert auf Drucksache 15/1928 verteilt worden.
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abzuwickeln. Zudem sollen Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsunternehmen verpflichtet werden, den Kunden zusam-
menfassende Jahresbescheinigungen über Kapitalerträge
und Veräußerungsgewinne aus Finanzanlagen auszustellen.
Darüber hinaus ist die gesetzliche Verankerung der bis zur
Veröffentlichung zweier BFH-Urteile im Jahr 2003 ange-
wandten Verwaltungspraxis zum anschaffungsnahen Auf-
wand bei Gebäuden vorgesehen.

Die Vorschriften des Umsatzsteuerrechts werden unter Be-
rücksichtigung der Rechnungsrichtlinie des Rates der Euro-
päischen Union vom 20. Dezember 2001 angepasst. Danach
ist der Unternehmer künftig stets verpflichtet, eine Rech-
nung an andere Unternehmen sowie an juristische Personen
auszustellen. Die inhaltlichen Angaben der Rechnung wer-
den insbesondere um die fortlaufende Rechnungsnummer
erweitert und die Angabe der Steuernummer soll künftig
materielle Voraussetzung für den Vorsteuerabzug sein. Fer-
ner ist im Bereich des Umsatzsteuerrechts vorgesehen, bei
einer unternehmerischen Verwendung von privat genutzten
Pkw von mindestens 10 v. H. künftig wieder den vollen
Vorsteuerabzug bei gleichzeitiger Besteuerung der privaten
Verwendung zuzulassen. Die den Vorsteuerabzug ausschlie-
ßende Regelung für Reisekosten soll gestrichen werden.

Darüber hinaus ist vorgesehen, das Investitionszulagenge-
setz 1999 an europarechtliche Vorgaben anzupassen und die
Kapitalbindungsvorschrift für Steuerberatungsgesellschaf-
ten zu verändern.

III. Anhörung

Der Finanzausschuss hat am 13. Oktober 2003 eine öffentli-
che Anhörung zu den Vorlagen durchgeführt. Folgende Ein-
zelsachverständige, Verbände und Institutionen hatten Gele-
genheit zur Stellungnahme:

– Arbeitsgemeinschaft Deutscher Agraralkoholerzeuger
und -bearbeiter

– Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Unternehmer

– Bund Deutscher Finanzrichterinnen und Finanzrichter

– Bundesfinanzhof

– Bundesrechnungshof

– Bundessteuerberaterkammer

– Bundesverband der Deutschen Industrie

– Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine

– Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels

– Bundesverband Erneuerbare Energien

– Bundesvereinigung Deutscher Handelsverbände

– DATEV Datenverarbeitung und Dienstleistung für den
steuerberatenden Beruf

– Deutsche Forschungsgemeinschaft

– Deutsche Steuer-Gewerkschaft

– Deutscher Bauernverband

– Deutscher Gewerkschaftsbund

– Deutscher Industrie- und Handelskammertag

– Deutscher Steuerberaterverband

– Dr. Dörte Fouquet

– Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft

– Prof. Dr. Stefan Homburg

– Prof. Dr. Lorenz Jarass

– Prof. Paul Kirchhof

– Mineralölwirtschaftsverband

– Neuer Verband der Lohnsteuerhilfevereine

– Präsidium des Bundes der Steuerzahler

– Prof. Dr. Albert Rädler

– Prof. Dr. Wolfram Reiß

– Umsatzsteuer Forum

– Verband Deutscher Biodieselhersteller

– Verbraucherzentrale Bundesverband

– Wirtschaftliche Vereinigung Zucker

– Zentraler Kreditausschuss

– Zentralverband des Deutschen Handwerks.

Das Ergebnis der Anhörung ist in die Ausschussberatungen
eingegangen. Das Protokoll der öffentlichen Anhörung ein-
schließlich der eingereichten schriftlichen Stellungnahmen
ist der Öffentlichkeit zugänglich.

IV. Stellungnahmen der mitberatenden
Ausschüsse

a) Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen – Drucksache
15/1562 –

Der Rechtsausschuss hat die Vorlage in seiner 31. Sitzung
am 5. November 2003 beraten. Er empfiehlt mit der Mehr-
heit der Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP die jeweils von
den Fraktionen der CDU/CSU und FDP gestellten Anträge
abzulehnen. Ferner empfiehlt der Rechtsausschuss mit der
Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP, den Ge-
setzentwurf in der Fassung der Änderungsanträge der Koali-
tionsfraktionen anzunehmen.

Der Haushaltsausschuss hat in seiner 32. Sitzung am
5. November 2003 mit der Mehrheit der Stimmen der Koa-
litionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und FDP empfohlen, den Gesetzentwurf anzu-
nehmen.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit hat am 5. No-
vember 2003 mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/
CSU und FDP empfohlen, den Gesetzentwurf in der von
den Koalitionsfraktionen geänderten Fassung anzunehmen.

Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft hat die Vorlage in seiner 23. Sitzung am
5. November 2003 beraten und empfiehlt, den Gesetzent-
wurf für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend hat die Vorlage in seiner 20. Sitzung am 5. November
2003 beraten und empfiehlt mit der Mehrheit der Stimmen
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen
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der CDU/CSU und FDP, den Gesetzentwurf in der von den
Koalitionsfraktionen geänderten Fassung anzunehmen.

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
hat in seiner 22. Sitzung am 5. November 2003 mit der
Mehrheit der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der
Fraktionen der Stimmen der CDU/CSU und FDP empfoh-
len, den Gesetzentwurf in der von den Koalitionsfraktionen
geänderten Fassung anzunehmen.

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat in seiner 24. Sitzung am 5. November 2003
mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP
empfohlen, den Gesetzentwurf in der von den Koalitions-
fraktionen geänderten Fassung anzunehmen.

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung hat in seiner 21. Sitzung am 5. November
2003 empfohlen, die Vorlage für erledigt zu erklären.

b) Gesetzentwurf der Bundesregierung – Drucksachen
15/1621, 15/1798 –

Der Rechtsausschuss hat in seiner 31. Sitzung am 5. No-
vember 2003 empfohlen, den Gesetzentwurf für erledigt zu
erklären.

Der Haushaltsausschuss hat in seiner 32. Sitzung am
5. November 2003 mit der Mehrheit der Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und FDP empfohlen, den Vorlagen zuzustim-
men.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit hat in seiner
Sitzung am 5. November 2003 mit der Mehrheit der Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP empfohlen, den Gesetzent-
wurf in der von den Koalitionsfraktionen geänderten Fas-
sung anzunehmen.

Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft hat die Vorlage in seiner 23. Sitzung am
5. November 2003 beraten und empfiehlt mit der Mehrheit
der Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP, den Gesetzentwurf
in der von den Koalitionsfraktionen geänderten Fassung an-
zunehmen. Zur Unterrichtung auf Drucksache 15/1798 wird
Kenntnisnahme empfohlen.

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend hat in seiner 20. Sitzung am 5. November 2003
einstimmig empfohlen, den Gesetzentwurf für erledigt zu
erklären.

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
hat in seiner 22. Sitzung am 5. November 2003 empfohlen,
die Vorlage auf Drucksache 15/1621 für erledigt zu erklären
sowie die Unterrichtung auf Drucksache 15/1798 zur
Kenntnis zu nehmen.

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit hat in seiner 24. Sitzung am 5. November 2003 mit
der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen
die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP emp-
fohlen, den Gesetzentwurf in der von den Koalitionsfraktio-
nen geänderten Fassung anzunehmen. Ferner empfiehlt der
Ausschuss, die Unterrichtung auf Drucksache 15/1798 zur
Kenntnis zu nehmen.

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung hat die Vorlage in seiner 21. Sitzung am
5. November 2003 beraten und empfiehlt mit der Mehrheit
der Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP, den Gesetzentwurf
in der von den Koalitionsfraktionen geänderten Fassung an-
zunehmen. Ferner empfiehlt der Ausschuss Kenntnisnahme
der Unterrichtung auf Drucksache 15/1798.

V. Ausschussempfehlung

A. Allgemeiner Teil

Der Finanzausschuss empfiehlt mit der Mehrheit der Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP, den Gesetzentwurf der Ko-
alitionsfraktionen – Drucksache 15/1562 – sowie den text-
gleichen Gesetzentwurf der Bundesregierung – Drucksa-
chen 15/1621, 15/1798 – in der vom Ausschuss geänderten
Fassung anzunehmen.

Die Koalitionsfraktionen wiesen darauf hin, dass das
Steueränderungsgesetz 2003 einen wesentlichen Beitrag zu
einem vereinfachten und modernisierten Steuersystem leiste
und dem steuerpolitischen Leitbild der Modernisierung und
Vereinfachung in zahlreichen Detailfragen entspreche. Mit
dem Gesetzentwurf werde der Einstieg in die Vereinfachung
des Steuersystems unternommen und ein höheres Maß an
Transparenz und Klarheit geschaffen. Namentlich sei auf die
Einführung der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung,
die die Unternehmen nachhaltig entlasten werde, sowie auf
die Einführung des bundeseinheitlichen Ordnungsmerkmals
zu verweisen. Eine weitere Erleichterung werde Steuer-
pflichtigen mit umfänglichen Einkünften aus Kapitalvermö-
gen und aus der Veräußerung privater Finanzanlagen da-
durch geschaffen, dass die Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstitute zu einer umfassenden Jahresbescheinigung für
ihre Kunden verpflichtet würden. Darüber hinaus werde die
Rechtsgrundlage geschaffen, um die Steuerverwaltung in die
Lage zu versetzen, die massenhaft eingegangenen Einsprü-
che und Anträge zum Familienleistungsausgleich früherer
Jahre abzuwickeln. Zudem seien die familienpolitischen Ver-
besserungen für Pflegeeltern und die Eltern behinderter Kin-
der hervorzuheben. Im Umsatzsteuerrecht werde ein wesent-
licher Schritt zur Bekämpfung der Umsatzsteuerkriminalität
unternommen. Künftig seien in diesem Bereich klare und ge-
meinschaftsweit gleiche Vorschriften für die Rechnungsstel-
lung anzuwenden, mit denen dem Ausfall von zweistelligen
Milliardenbeträgen entgegengetreten werde, ohne dass nach
den vom Ausschuss vorgenommenen Änderungen die for-
mellen Voraussetzungen für die Beteiligten überspannt wür-
den. Insgesamt stelle der Gesetzentwurf einen großen Schritt
in Richtung auf eine moderne Steuerverwaltung dar.

Die Fraktion der CDU/CSU vertrat die Auffassung, dass
der Gesetzentwurf in der vom Ausschuss beschlossenen
Fassung positive Ansätze enthalte. Indes trage der Gesetz-
entwurf nur vordergründig der angestrebten Modernisierung
und Vereinfachung des Steuerrechts Rechnung. So seien
einige der im Ausschuss vorgenommenen familienpoliti-
schen Maßnahmen und die Vorhaben im Investitionszu-
lagengesetz zu begrüßen. Die Fraktion der CDU/CSU
bewerte ferner einige im umsatzsteuerlichen Bereich vorge-
nommene Änderungen, namentlich den im Ausschuss
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beschlossenen Verzicht auf die Vollständigkeits- und Rich-
tigkeitsprüfung durch den Rechnungsempfänger für den Er-
halt des Vorsteuerabzugs, zustimmend. Vor dem Hinter-
grund beträchtlicher Steuerausfälle und einer dramatisch
steigenden Staatsverschuldung sei mit der Vorlage jedoch
eine Reihe von Steuererhöhungen vorgesehen. Darüber hin-
aus werde der Steuerzahler über zahlreiche Vorschriften mit
erheblichen bürokratischen Lasten und den daraus folgen-
den Kosten belegt. Die Fraktion der CDU/CSU stellte zum
Verfahren der Ausschussberatungen fest, dass die beträchtli-
che Zahl von Änderungsanträgen, die teilweise überaus
kurzfristig in den Ausschuss eingebracht worden seien, eine
geordnete und den komplexen Sachverhalten gerecht wer-
dende Beratung mehr als in Frage gestellt habe.

Die Fraktion der CDU/CSU wies ferner auf die von den Mi-
nisterpräsidenten der Länder Hessen und Nordrhein-Westfa-
len unterbreiteten Vorschläge zum Subventionsabbau hin,
deren Einbringung in das Vermittlungsverfahren zum Haus-
haltsbegleitgesetz 2004 dem Vernehmen nach beabsichtigt
sei. Die Fraktion der CDU/CSU beanstandete diese Verfah-
rensweise und machte verfassungsrechtliche Einwände gel-
tend, denen dadurch begegnet werden könne, dass ent-
sprechende Änderungsanträge in den Entwurf des Steuer-
änderungsgesetzes 2003 aufgenommen würden, ohne dass
es bei der Verabschiedung des Gesetzes zu Verzögerungen
komme. Sie beantragte, die Bundesregierung aufzufordern,
dem Finanzausschuss zur nächsten Sitzung Formulierungs-
hilfen, die die Subventionsabbauvorschläge umsetzten, vor-
zulegen. Der Antrag wurde mit der Mehrheit der Stimmen
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU und FDP abgelehnt.

Die Fraktion der FDP beanstandete ebenfalls das vom
Ausschuss insgesamt zu bewältigende Arbeitspensum. Der
Gesetzgeber überlaste zudem mit zahlreichen Rechtsände-
rungen Steuerzahler und Steuerverwaltung und versuche,
zurückgehende Steuereinnahmen durch ausschließlich fis-
kalisch motivierte Gesetzesänderungen aufzufangen. Dies
führe zu einer starken Verunsicherung in der Finanzpolitik.
Namentlich mit den im umsatzsteuerlichen Bereich vorge-
sehenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Steuerhinterzie-
hung werde der falsche Weg beschritten und Maßnahmen
ergriffen, die nicht realitätsnah seien. Darüber hinaus werde
mit den vom Ausschuss getroffenen Entscheidungen im Be-
reich der Kapitaleinnahmen, insbesondere mit der Einfüh-
rung der Jahresbescheinigung über Kapitalerträge und Ver-
äußerungsgewinne, eine fehlerhafte Weichenstellung vorge-
nommen. Die Fraktion der FDP sprach sich vor diesem Hin-
tergrund für ein grundlegend vereinfachtes Steuerrecht mit
niedrigen Steuersätzen aus.

Die Koalitionsfraktionen stellten im Verlauf der Beratungen
eine Reihe von Änderungsanträgen, mit denen im Hinblick
auf die vom Bundesrat abgegebene Stellungnahme das Ziel
verfolgt werde, die Anrufung des Vermittlungsausschusses
zu vermeiden. Darüber hinaus habe sich im Laufe der Aus-
schussberatungen die Notwendigkeit zu redaktionellen An-
passungen und inhaltlichen Erweiterungen des Gesetzent-
wurfs ergeben.

Mit der Einfügung von § 45e Einkommensteuergesetz wird
die Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung
die EU-Zinsinformationsrichtlinie im Bereich der Besteue-
rung von Zinserträgen umzusetzen. Die Koalitionsfraktio-

nen wiesen darauf hin, dass die Richtlinie ein umfassendes
und in sich geschlossenes Regelwerk enthalte, das den Mit-
gliedstaaten keine nennenswerten Gestaltungsspielräume
bei der Umsetzung einräume, und die Umsetzung über eine
Verordnungsermächtigung daher sachgerecht sei. Der Aus-
schuss stimmte dem Änderungsantrag einvernehmlich zu.

Die Koalitionsfraktionen wiesen im Verlauf der Beratungen
darauf hin, dass in Bezug auf die Steuerfreiheit der Zu-
schläge zu Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit Fälle in
einkommensstarken Bevölkerungsgruppen bekannt gewor-
den seien, die vom geltenden Steuerrecht übermäßig be-
günstigt würden. Dies führe zu Steuerausfällen durch Ge-
staltungen, die der Gesetzgeber nach seiner ursprünglichen
Intention nicht habe begünstigen wollen. Die Koalitions-
fraktionen stellten den Antrag, die Steuerfreiheit auf einen
Stundengrundlohn von 50 Euro zu begrenzen. Der Aus-
schuss hat dem Antrag mit der Mehrheit der Stimmen der
Koalitionsfraktionen und den Stimmen der Fraktion der
CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion der FDP zuge-
stimmt.

Das Bundesverfassungsgericht hatte mit Beschluß vom
4. Dezember 2002 entschieden, dass die zeitliche Begren-
zung des Abzugs der notwendigen Aufwendungen einer be-
ruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung auf zwei
Jahre in Fällen von Kettenabordnungen und bei beiderseits
berufstätigen Ehegatten verfassungswidrig sei. Die Koali-
tionsfraktionen wiesen vor diesem Hintergrund darauf hin,
dass es einen Beitrag zur Steuervereinfachung darstelle,
wenn die Zweijahresfrist generell aufgehoben werde. Sie
stellten im Ausschuss einen entsprechenden Änderungsan-
trag, der von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP unter-
stützt und im Ausschuss einvernehmlich beschlossen wurde.

Die Fraktion der CDU/CSU beanstandete im Verlauf der
Ausschussberatungen, dass nach der im Gesetzentwurf vor-
gesehenen Regelung des § 14 Umsatzsteuergesetz zu den
Pflichtangaben einer Rechnung künftig die dem leistenden
Unternehmer vom Finanzamt erteilte Steuernummer gehö-
ren soll. Nach ihrer Auffassung könne auch die vom Bun-
desamt für Finanzen erteilte Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer die formalen Voraussetzungen für eine ordnungs-
gemäße Rechnung erfüllen. Es sei daher ein Wahlrecht an-
zustreben, nach dem als Pflichtangabe sowohl die
Steuernummer als auch die Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer zuzulassen sei. Die Koalitionsfraktionen wiesen
darauf hin, dass mit einer entsprechenden Änderung zum
einen den in der Ausschussanhörung vorgetragenen Beden-
ken sowie zum anderen der Stellungnahme des Bundesrates
Rechnung getragen werden könne. Sie legten einen dahin
gehenden Änderungsantrag vor, dem der Ausschuss einver-
nehmlich zugestimmt hat.

Ferner äußerte die Fraktion der CDU/CSU Bedenken dahin
gehend, dass für den Vorsteuerabzug nach der Neufassung
des § 15 Abs. 1 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz künftig gefordert
werde, dass alle Rechnungsangaben vollständig und richtig
seien. Bisher sei es hinreichend, dass die Pflichtangaben voll-
ständig auf der Rechnung ausgewiesen seien. Mit der Rechts-
änderung werde vom Leistungsempfänger zusätzlich die
Prüfung der Richtigkeit verlangt, die diesem nicht oder nur
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich sei. Die
Koalitionsfraktionen griffen den Änderungswunsch auf und
stellten den Antrag, die Angabe über die Vollständigkeit und
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Richtigkeit der Rechnung im Gesetz zu streichen. Auf diese
Weise könne die 6. EG-Richtlinie wortgetreu umgesetzt wer-
den. Der Ausschuss stimmte dem Antrag mehrheitlich gegen
die Stimmen der Fraktion der FDP zu.

Die Fraktion der CDU/CSU sah es ferner als problematisch
an, die in Kleinbetragsrechnungen nach § 33 Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung erforderlichen Angaben an die
Pflichtangaben einer Rechnung anzugleichen. Die bisheri-
gen Regelungen über die Kleinbetragsrechnungen dienten
der Vereinfachung des Geschäftsverkehrs und sollten beibe-
halten werden, zumal das Risiko von Steuerausfällen bei
Kleinbetragsrechnungen begrenzt sei. Die Fraktion der
CDU/CSU stellte einen entsprechenden Antrag. Die Koali-
tionsfraktionen verwiesen darauf, dass mit dem von ihnen
beantragten Verzicht auf die Steuernummer in Kleinbetrags-
rechnungen bereits ein bürokratisches Hemmnis beseitigt
werde. Einer weitergehenden Änderung können indes nicht
entsprochen werden. Der Änderungsantrag der Fraktion der
CDU/CSU wurde im Ausschuss mit der Mehrheit der Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der an-
tragstellenden Fraktion und der Fraktion der FDP abgelehnt.
Den Koalitionsantrag hat der Ausschuss mehrheitlich gegen
die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ange-
nommen.

Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme darauf hinge-
wiesen, dass nach Feststellungen der Finanzverwaltung und
des Bundesrechnungshofes die Vorschrift über die Haftung
für schuldhaft nicht abgeführte Umsatzsteuer (§ 25d Umsatz-
steuergesetz) weitgehend ins Leere laufe. Die Koalitions-
fraktionen griffen den Hinweis auf und beantragten, die
Fiktion „der Kenntnis oder des Kennen müssens“ in den Haf-
tungstatbestand aufzunehmen. Gleichzeitig soll der poten-
tielle Haftungsschuldner die Möglichkeit haben, die Fiktion
zu widerlegen. Der Ausschuss stimmte dem Änderungsan-
trag der Koalitionsfraktionen mit der Mehrheit der antrag-
stellenden Fraktionen bei Stimmenthaltung der Fraktion der
CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion der FDP zu.

Breiten Raum in der Ausschusserörterung nahm die von den
Koalitionsfraktionen im Verlauf der Ausschussberatungen
beantragte Einführung eines bundeseinheitlichen Ordnungs-
merkmals ein. Die Koalitionsfraktionen vertraten die Auf-
fassung, dass die derzeitige Erfassung der Steuerbürger als
unzureichend anzusehen und dringend zu verbessern sei.
Insbesondere bestehe die Problematik, dass unterschiedli-
che Datensysteme der Landesfinanzverwaltungen nicht
kompatibel seien und deshalb die Erfassung von Steuer-
pflichtigen über Ländergrenzen hinweg fehleranfällig sei.
Vor diesem Hintergrund ermögliche die Vergabe eines ein-
deutigen Identifikationsmerkmals an jeden Steuerpflichti-
gen durch das Bundesamt für Finanzen die sichere Identifi-
zierung und die Überprüfung steuerlicher Sachverhalte über
Landesgrenzen hinweg. Die Finanzbehörden müssten orga-
nisatorisch und technisch in die Lage versetzt werden, ihren
Prüfungsaufgaben effizient nachzukommen. Die grundsätz-
liche, gegen die Einführung des Identifikationsmerkmals
vorgebrachte Kritik sei nicht berechtigt. Auch der Bundes-
beauftragte für den Datenschutz habe insoweit anfängliche
Bedenken zurückgestellt. Die Koalitionsfraktionen verwie-
sen dazu auf das Schreiben des Bundesbeauftragten für den
Datenschutz vom 3. November 2003 (Ausschussdrucksache
Nr. 119). Darüber hinaus bezogen sich die Koalitionsfrakti-

onen auf die Stellungnahme des Bundesrates, nach der es
auch der Bundesrat für erforderlich erachte, das einheitliche
Ordnungsmerkmal nach den §§ 139a ff. Abgabenordnung
zu verwirklichen. Die Fraktion der CDU/CSU äußerte zu-
nächst Bedenken gegen die Einführung des einheitlichen
Ordnungsmerkmals in der ursprünglich vorgesehenen Fas-
sung und verwies auf die im Ausschuss am 22. Oktober
2003 abgegebene Stellungnahme des Bundesbeauftragten
für den Datenschutz. Gegenüber der in Abstimmung mit
dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz geänderten
Fassung wurden keine grundsätzlichen Bedenken mehr er-
hoben, jedoch wurde problematisiert, ob die Identifikations-
nummer bereits mit der Geburt und nicht erst bei Verwirkli-
chung des ersten steuerlichen Sachverhalts zu erteilen sei
und auf den Abgleich mit den Meldestellen verzichtet wer-
den könne. Die Fraktion der FDP sprach sich dafür aus, die
aus ihrer Sicht auch weiterhin nicht ausgeräumten Einwen-
dungen des Bundesbeauftragten für den Datenschutz ernster
zu nehmen und sowohl das fiskalische wie auch das daten-
schutzrechtliche Ziel der Gesetzesvorlage in Einklang zu
bringen. Insbesondere der Zeitpunkt der Vergabe des Ord-
nungsmerkmals namentlich bei Kindern sei weiterhin be-
denklich. Der Ausschuss nahm den Änderungsantrag der
Koalitionsfraktionen mehrheitlich gegen die Stimmen der
Fraktion der FDP an.

Der Ausschuss hat einvernehmlich die Änderung des Mine-
ralölsteuergesetzes beschlossen. Die Koalitionsfraktionen
wiesen darauf hin, mit der vorgesehenen Änderung werde
Bedenken der EU-Kommission Rechnung getragen und ein
Monitoring im Hinblick auf eine mögliche Überförderung
eingerichtet. Darüber hinaus werde neben Biokraftstoffen
künftig auch Bioheizstoffen die Steuerbegünstigung ge-
währt. Die Abgrenzung im Hinblick auf die Qualitätssiche-
rung und den Aussenschutz sei dadurch gelöst worden, dass
nur unvergälltes Bioethanol begünstigt werde. Die Koali-
tionsfraktionen wiesen darauf hin, dass von der Bundesre-
gierung erwartet werde, bei der EU-Kommission einen Vor-
stoß zu unternehmen, um ein Biokraftstoff-Regime im Hin-
blick auf den Aussenschutz neu zu schaffen, da sich die bis-
herigen Möglichkeiten nur auf Trinkalkohole bezögen und
nicht den derzeitigen Aufbau einer europäischen Produkti-
onsstruktur für Biokraftstoffe im Hinblick auf den Klima-
schutz und die Versorgungssicherheit berücksichtigten. Den
beantragten Änderungen des Mineralölsteuergesetzes und
der Mineralölsteuer-Durchführungsverordnung hat der Aus-
schuss einvernehmlich zugestimmt.

Die Fraktion der CDU/CSU wies im Verlauf der Beratungen
darauf hin, dass nach dem Gesetzentwurf die gegen Entgelt
ausgeübte Forschungstätigkeit staatlicher Hochschulen, die
bisher nach § 4 Nr. 21a UStG von der Umsatzsteuer befreit
sei, steuerpflichtig gestellt werde. Für die staatlichen Hoch-
schulen ergebe sich neben der möglichen Steuerbelastung
aus der ausschließlich auf die Umsatzsteuer bezogenen Ver-
pflichtung, umfangreiche Aufzeichnungen zu führen und
Steuererklärungen zu erstellen, ein erheblicher bürokrati-
scher Aufwand. Ferner sei die Höhe des anzuwendenden
Umsatzsteuersatzes ungeklärt. Die Bundesregierung erläu-
terte, dass mit der Aufhebung der Umsatzsteuerbefreiung
dem EuGH-Urteil vom 20. Juni 2002 – Rs. C-287/00 –
Rechnung getragen werde und die aus der Forschungstätig-
keit bezogenen Entgelte mit 16 v. H. der Umsatzsteuer zu
unterwerfen seien. Der ermäßigte Steuersatz von 7 v. H.
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komme unter der Voraussetzung gemeinnütziger Zwecke in
Betracht. Im Hinblick auf das kurzfristige Inkrafttreten der
Regelung legten die Koalitionsfraktionen einen Antrag vor,
nach dem den staatlichen Hochschulen ein Wahlrecht einge-
räumt wird, für vor dem Kabinettbeschluss am 3. September
2003 vertraglich geschlossene Vereinbarungen weiterhin die
Steuerbefreiung bis zum Jahresende 2004 in Anspruch zu
nehmen. Der Antrag wurde mit der Mehrheit der Stimmen
der Koalitionsfraktionen und den Stimmen der Fraktion der
CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion der FDP ange-
nommen.

Die Fraktion der CDU/CSU wies auf die vorgesehene Rege-
lung zum anschaffungsnahen Aufwand bei der Modernisie-
rung von Gebäuden hin, mit der eine für die Steuerpflichti-
gen günstige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs rück-
gängig gemacht und im Ergebnis die Wiederherstellung des
Altbaubestandes zeitlich verzögert oder gänzlich verhindert
werde. Sie stellte den Antrag, von der Rechtsänderung ab-
zusehen. Damit werde zugleich ein Beitrag zur Verbesse-
rung der schwierigen Lage der Bauwirtschaft geleistet wer-
den. Die Fraktion der FDP unterstützte das Anliegen und
hob hervor, dass mit der geplanten Regelung Erwerber in
den ersten drei Jahres nach Erwerb einer Immobilie von not-
wendigen Investitionen abgehalten würden. Die Fraktion
der FDP stellte gleichfalls den Antrag, von der Rechtsände-
rung abzusehen. Die Koalitionsfraktionen machten darauf
aufmerksam, dass mit der Verankerung der bis zur Veröf-
fentlichung zweier BFH-Urteile im Jahr 2003 angewandten
Verwaltungspraxis Rechts- und Planungssicherheit herge-
stellt werde und verwiesen auf die zustimmenden Beratun-
gen im Bundesrat zu dieser Regelung. Der Ausschuss lehnte
die Anträge jeweils mit der Mehrheit der Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und FDP ab.

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP vertraten hinsicht-
lich der mit dem Gesetzentwurf vorgesehenen Jahresbe-
scheinigung über Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne
die Auffassung, dass die von der Bundesregierung angekün-
digte Einführung einer Abgeltungssteuer die Verpflichtung
von Kreditinstituten und Finanzdienstleistern zur Erstellung
der Jahresbescheinigung für alle Konten überflüssig mache.
Sie stellten die Anträge, auf die Einführung der Jahresbe-
scheinigung zu verzichten. Insbesondere sei fraglich, ob die
gesetzliche Verpflichtung der Kreditwirtschaft, Jahresbe-
scheinigungen für über 400 Millionen Konten zu erstellen,
zum jetzigen Zeitpunkt noch gerechtfertigt sei. Der damit
verbundene technische und kostenmäßige Aufwand sei un-
vertretbar und im Übrigen zum 1. Januar 2004 rein tech-
nisch nicht mehr zu leisten. Die Koalitionsfraktionen vertra-
ten demgegenüber die Auffassung, dass die Jahresbeschei-
nigung zum einen die einfachere Anwendung des geltenden
Steuerrechts gewährleiste und zu größerer Gleichbehand-
lung führe sowie zum anderen durch das einheitlich vorge-
schriebene Muster zur Arbeitserleichterung in der Finanz-
verwaltung beitrage. Ferner sei es im Hinblick auf die beab-
sichtigte Abgeltungssteuer unter verfassungsrechtlichen und
steuerpolitischen Gesichtspunkten als problematisch anzu-
sehen, die Abgeltungssteuer nicht mit einem Veranlagungs-
wahlrecht zu verbinden. Für die Durchführung der Steuer-
veranlagung erhalte dann die Jahresbescheinigung über Ka-
pitalerträge und Veräußerungsgewinne Bedeutung. Der

Ausschuss lehnte die Anträge der Fraktionen der CDU/CSU
und FDP mehrheitlich gegen die Stimmen der antragstellen-
den Fraktionen ab.

Die Fraktion der CDU/CSU wies darauf hin, dass der Gesetz-
entwurf beim Lohnsteuerabzug für von dritter Seite gezahl-
ten Arbeitslohn eine Verpflichtung des Arbeitnehmers zur
Angabe der von dritter Seite erhaltenen Zahlungen vorsehe.
Es sei fraglich, ob die vorgesehene Haftungsregelung den Ar-
beitgeber nur dann treffe, wenn der Arbeitnehmer seine Ver-
pflichtung erfülle. Die Fraktion der CDU/CSU brachte in den
Ausschuss den Antrag ein, die Arbeitgeberhaftung nur dann
eintreten zu lassen, wenn der Arbeitnehmer seiner Verpflich-
tung zur schriftlichen Mitteilung der Arbeitslohnzahlungen
nachkomme, da anderenfalls die Arbeitgeberhaftung auch
dann eintreten könne, wenn der Arbeitgeber schuldlos keine
Kenntnis von den Zuwendungen habe. Die Bundesregierung
wies darauf hin, dass die Haftungsfrage nicht die Übernahme
lohnsteuerlicher Pflichten durch Dritte, sondern die Lohn-
zahlung betreffe. Angesichts praktischer Schwierigkeiten
solle die Gesetzesänderung die Erfassung von Geld- und
Sachbezügen insbesondere in verbundenen Unternehmen si-
cherstellen. Eine Haftung des Arbeitgebers für Arbeitslohn,
der durch Dritte gezahlt werde, greife nicht ein, wenn der Ar-
beitgeber nicht hiervon Kenntnis erhalte. Eine in diese Rich-
tung zielende Haftungsverschärfung sei mit der Neuregelung
nicht verbunden. Der Ausschuss lehnte den Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU mit der Mehrheit der Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der antragstellenden
Fraktion und der Fraktion der FDP ab.

Die Fraktion der CDU/CSU machte unter Hinweis auf die
mit dem Gesetzentwurf beabsichtigte Einfügung von § 50d
Abs. 8 Einkommensteuergesetz deutlich, dass die neue Vor-
schrift die nach Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) ge-
botene Freistellung von Einkünften aus nichtselbständiger
Arbeit von dem Nachweis abhängig mache, dass der Tätig-
keitsstaat auf die Besteuerung verzichtet habe oder die in
dem anderen Staat festgesetzte Steuer entrichtet worden sei.
Diese Rückfallklausel stelle einen Bruch geltender DBA
dar. Ferner seien die Nachweise mit erheblichem Aufwand
für die Steuerpflichtigen verbunden. Die Fraktion der CDU/
CSU stellte den Antrag, auf die Einführung der Regelung zu
verzichten. Die Bundesregierung erläuterte im Ausschuss,
dass die vorgesehene Rechtsänderung nicht als Vertrags-
bruch anzusehen sei. Vielmehr seien die Vertragsstaaten be-
rechtigt, durch nationale Gesetze mit Wirkung für die inner-
staatliche Besteuerung DBA-Recht zu verdrängen. Ferner
sei darauf zu verweisen, dass nach der Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofs die Freistellung von Einnahmen von
Nachweisen abhängig gemacht werden kann. Der Antrag
der Fraktion der CDU/CSU wurde im Ausschuss mit der
Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die
Stimmen der antragstellenden Fraktion sowie der Fraktion
der FDP abgelehnt.

Die Fraktion der CDU/CSU sprach im Verlauf der Aus-
schussberatungen eine Problematik bei Vorab- und verdeck-
ten Gewinnausschüttungen im Zusammenhang mit der kör-
perschaftsteuerlichen Eigenkapitalgliederung an. Sie wies
darauf hin, dass Vorabausschüttungen nach dem System-
wechsel vom Anrechnungsverfahren zum Halbeinkünfte-
verfahren zu einer doppelten Körperschaftsteuerbelastung
führten, wenn die Gesellschaft aus der Zeit des Anrech-
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nungsverfahrens noch über Rücklagen aus steuerfreien Ge-
winnen verfüge. Es handelte sich dabei insbesondere um In-
vestitionszulagen für wirtschaftspolitisch erwünschtes und
steuerlich gefördertes Engagement in den neuen Ländern.
Die Fraktion der CDU/CSU stellte den Antrag, bei Gewinn-
ausschüttungen, die nicht auf einem den gesellschaftsrecht-
lichen Vorschriften entsprechenden Beschluss für ein abge-
laufenes Wirtschaftsjahr beruhten, die Eigenkapitalbestände
um die Vermögensmehrungen des laufenden Wirtschafts-
jahres zu erhöhen. Die Änderung diene damit der Vermei-
dung einer sachlich nicht gerechtfertigten und wirtschafts-
politisch verfehlten Doppelbelastung mit Körperschaft-
steuer. Die Bundesregierung wies darauf hin, dass es sich
um ein Übergangsproblem handele, das nach dem Ver-
brauch der nicht belasteten Eigenkapitalteile, spätestens
nach Ablauf der 18-jährigen Übergangszeit entfalle. Ferner
bestehe in der Körperschaftsteuererhöhung bei Ausschüt-
tung nicht belasteter Eigenkapitalteile keine Doppelbesteue-
rung, da die Ausschüttung steuerfreier Erträge auch vor dem
Systemwechsel zur Herstellung der Ausschüttungsbelastung
und damit zu einer Versteuerung bei der ausschüttenden Ge-
sellschaft geführt habe. Der Ausschuss lehnte den Antrag
mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der antragstellenden Fraktion der CDU/
CSU und der Fraktion der FDP ab.

Der Gesetzentwurf fügt mit den Vorschriften der §§ 13c
und 13d Umsatzsteuergesetz neue Haftungstatbestände im
Zuge der Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs in das Ge-
setz ein. Die Fraktion der CDU/CSU wies darauf hin, dass
Übereinstimmung mit der grundsätzlichen Zielsetzung be-
stehe, den Umsatzsteuerbetrug zu bekämpfen. Eine Neurege-
lung habe indes auch wirtschafts- und gesellschaftspolitische
Interessen zu berücksichtigen. Die Einführung von Haf-
tungsregelungen führe jedenfalls dazu, dass Abtretungsemp-
fänger, Leasinggeber und Mietverkäufer die wirtschaftlichen
Verhältnisse ihrer Vertragspartner kennen müssen, um das
Steuerausfallrisiko abschätzen zu können. Diese zusätzli-
chen Pflichten können die betreffenden Leistungen verteuern
und bürden den Beteiligten weitere bürokratische Lasten auf.
Haftungsfragen seien überdies besonders streitanfällig. Fer-
ner werde nicht nur die – vermutlich – kleinere Gruppe der
Steuerunehrlichen, sondern auch die größere Gruppe der
Steuerehrlichen getroffen. Vor diesem Hintergrund bean-
tragte die Fraktion der CDU/CSU, auf die Einführung der
Vorschriften zu verzichten. Die Koalitionsfraktionen verwie-
sen darauf, dass der Bundesrechnungshof die vorgesehenen
Maßnahmen empfohlen habe. Die fehlende Haftungsvor-
schrift führe derzeit zu Umsatzsteuerausfällen in einer Grö-
ßenordnung von rd. 100 Mio. Euro. Vor diesem Hintergrund
könne auf die vorgesehene Regelung nicht verzichtet wer-
den. Der Ausschuss lehnte den Antrag mit der Mehrheit der
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der
antragstellenden Fraktion der CDU/CSU und der Fraktion
der FDP ab.

Die Fraktion der FDP sprach im Verlauf der Ausschussbera-
tungen die Ergänzung des Einführungsgesetzes zur Abga-
benordnung an, mit der die Rechtsgrundlage für die Ab-
wicklung der anhängigen Masseneinsprüche und -anträge
beim Familienleistungsausgleich geschaffen werden soll.
Sie vertrat die Auffassung, es sei verfassungsrechtlich mehr
als bedenklich, von Bürgern eingelegte Rechtsmittel durch
gesetzliche Fiktion als zurückgewiesen anzusehen. Das

gelte insbesondere, weil die Zurückweisungsfiktion auch
Einsprüche und Änderungsanträge erfasse, die erfolgreich
wären, wenn nach § 53 Einkommensteuergesetz die Ent-
scheidung zugunsten der Bürger ausfiele. Die Fraktion der
FDP stellte den Antrag, von der Rechtsänderung Abstand zu
nehmen. Die Koalitionsfraktionen machten deutlich, dass
die überwiegende Zahl der Einsprüche und Anträge vor-
sorglich eingelegt worden sei und keine Aussicht auf Erfolg
habe. Die vorgesehene Verfahrensweise trage nicht nur den
Bedürfnissen der Verwaltungspraxis in der Finanzverwal-
tung Rechnung, sondern entspreche über die Verlängerung
der Rechtsbehelfs- und Klagefristen auch dem Rechtsstaats-
prinzip des Grundgesetzes. Im Übrigen verwiesen sie auf
die geplanten Presseverlautbarungen der Finanzverwal-
tung. Der Ausschuss lehnte den Antrag mit der Mehrheit der
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der
Fraktion der CDU/CSU und der antragstellenden Fraktion
der FDP ab.

B. Einzelbegründung

Die vom Finanzausschuss empfohlenen Änderungen des
Gesetzentwurfs – Drucksachen 15/1562, 15/1621, 15/1798 –
werden im Einzelnen wie folgt begründet:

Zur Inhaltsübersicht

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht
wegen Aufhebung von Artikel 15 (Änderung des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch) und Einfügung der Artikel 11a
und 15a bis 15g (Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes,
Änderung des Mineralölsteuergesetzes, der Mineralöl-
steuer-Durchführungsverordnung, des Melderechtsrahmen-
gesetzes, der Ersten Bundesmeldedatenübermittlungsver-
ordnung, der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsver-
ordnung, des Bundeskindergeldgesetzes und des Kaffee-
steuergesetzes).

Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes)

Zu Nummer 1 Buchstabe a (Inhaltsübersicht)

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht
wegen der Einfügung der Jahresbescheinigung über Kapi-
talerträge und Veräußerungsgewinne im neuen § 24c EStG
(im Gesetzentwurf noch § 24b EStG).

Zu Nummer 1 Buchstabe c – neu – (Inhaltsübersicht)

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht
an die Einfügung von § 45e (Ermächtigung für Zinsinfor-
mationsverordnung).

Zu Nummer 2a – neu – (§ 3b Abs. 2 Satz 1)

Die Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit
sind steuerfrei in Höhe der in § 3b Abs. 1 genannten Vom-
hundertsätze, angewandt auf den Grundlohn. Grundlohn ist
nach § 3b Abs. 2 Satz 1 der laufende Arbeitslohn, der dem
Arbeitnehmer bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen
Arbeitszeit für den jeweiligen Lohnzahlungszeitraum zu-
steht; er ist in einen Stundenlohn umzurechnen. Es sind
Fälle bestimmter einkommensstarker Gruppen – wie Profi-
sportler – bekannt geworden, die vom geltenden Recht
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übermäßig begünstigt werden. Die Änderung zielt auf eine
allgemeine Begrenzung der Steuerfreiheit für sehr hohe Ein-
künfte. Dabei knüpft sie an der für die Berechnung der steu-
erfreien Zuschläge maßgebenden Stelle, der Stundenlohn-
basis, an, um die Berechnung und das Verfahren nicht zu er-
schweren. Die Höchstgrenze von 50 Euro Stundenlohnbasis
entspricht einem Monatslohn von etwa 8 000 Euro bzw.
etwa 100 000 Euro Jahresarbeitslohn. Damit wird die Steu-
erfreiheit für die einkommensstarken Gruppen entscheidend
begrenzt und gleichzeitig die überwiegende Zahl der Arbeit-
nehmer unberührt belassen.

Zu Nummer 2b – neu – (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6a – aufge-
hoben –)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5 Buch-
stabe a – neu – (Wegfall der Zweijahresfrist bei doppelter
Haushaltsführung, § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG). Da Ge-
werbetreibende und Arbeitnehmer hinsichtlich der Berück-
sichtigung von Aufwendungen für doppelte Haushaltsfüh-
rung gleich zu behandeln sind, wird § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6a
EStG infolge des Wegfalls der Zweijahresfrist (Streichung
von Satz 3 in § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG) aufgehoben.

Zu Nummern 4 (§ 7g Abs. 8)

Zu den Buchstaben a bis c (§ 7g Abs. 8 Nr. 1, 3, 4 und 6)

Der multisektorale Regionalbeihilferahmen für große Inves-
titionsvorhaben vom 13. Februar 2002 (ABl. EG Nr. C 70
S. 8) ersetzt den multisektoralen Regionalbeihilferahmen
für große Investitionsvorhaben vom 16. Dezember 1997
(ABl. EG 1998 Nr. C 107 S. 7).

Die bislang in § 7g Abs. 8 EStG genannten Rechtsakte zu
den Bereichen Stahl-, Kraftfahrzeug- und Kunstfaserindus-
trie werden durch den neuen Beihilferahmen ersetzt. Darü-
ber hinaus sind im Bereich der Fischerei und Aquakultur
nunmehr die Leitlinien für die Prüfung der einzelstaatlichen
Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor vom 20. Ja-
nuar 2001 (ABl. EG 2001 Nr. C 19 S. 7) maßgebend.

Zu Nummer 5 (§ 9)

Zu Buchstabe a (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5)

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom
4. Dezember 2002 (2 BvR 400/98) entschieden, dass die
durch das Jahressteuergesetz 1996 vom 11. Oktober 1995
(BGBl. 1995 I S. 1250) eingeführte zeitliche Beschränkung
des Abzuges der notwendigen Aufwendungen für eine be-
ruflich veranlasste doppelte Haushaltsführung auf höchstens
zwei Jahre in den Fällen der fortlaufend verlängerten Ab-
ordnung (Kettenabordnung) und bei beiderseits berufstäti-
gen Ehegatten verfassungswidrig ist.

Hinsichtlich der gesetzgeberischen Maßnahmen hat das
Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber einen gewissen
Spielraum eingeräumt. Der Gesetzgeber habe die Möglich-
keit zu der bis 1995 geltenden Rechtslage zurückzukehren,
was eine generelle Aufhebung der Zweijahresfrist bedeuten
würde. Er könne aber auch zu der bis zum 31. Dezember
1977 geltenden Rechtslage zurückkehren, die nach zwei
Jahren eine Überprüfung der beruflichen Veranlassung der
Beibehaltung der doppelten Haushaltsführung durch die Fi-
nanzverwaltung vorsah.

Mit der generellen Aufhebung der Zweijahrsfrist durch die
Streichung des Satzes 3 für die steuerliche Anerkennung
einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung
wird nicht nur der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts
umgesetzt, sondern gleichzeitig ein bedeutender Beitrag zur
Steuervereinfachung erbracht. Zahlreiche Abgrenzungs-
und Wertungsschwierigkeiten werden so vermieden. Darü-
ber hinaus wird durch die vorgesehene Änderung die aus ar-
beitsmarktpolitischer Sicht wichtige Mobilität der Arbeit-
nehmer weiter erhöht.

Durch die Ergänzung des Satzes 1 wird klargestellt, dass le-
diglich die Begründung der doppelten Haushaltsführung be-
ruflich veranlasst sein muss, wogegen es auf die Gründe der
Beibehaltung der doppelten Haushaltsführung nicht ankom-
men soll. Diese Fassung des Satzes 1 entspricht der bis 1995
geltenden Fassung. Hierdurch wird die äußerst streitanfäl-
lige Prüfung vermieden, ob das Fortbestehen der doppelten
Haushaltsführung noch beruflich veranlasst ist. Dies bedeu-
tet jedoch nicht, dass in jedem Fall eine doppelte Haushalts-
führung zeitlich unbegrenzt anerkannt werden kann. Vor-
aussetzung für die Annerkennung bleibt das Vorliegen von
zwei Haushalten. Dies wird ausdrücklich durch die Einfü-
gung des Wortes „nur“ in Satz 2 klargestellt. Wird ein Haus-
halt z. B. wegen Trennung der Ehegatten aufgegeben, ist
diese Voraussetzung nicht mehr erfüllt, mit der Folge, dass
die doppelte Haushaltsführung entfällt. Deshalb kann auch
die Billigkeitsregelung für Arbeitnehmer ohne eigenen
Hausstand in R 43 Abs. 5 Lohnsteuerrichtlinien (auch bei
diesen wurde für zwei Jahre eine doppelte Haushaltsführung
anerkannt) ab 2004 nicht mehr fortgeführt werden, weil hier
die Voraussetzung, das Vorliegen von zwei Haushalten,
nicht erfüllt ist.

Zu Buchstabe b (§ 9 Abs. 5 Satz 2 – neu –)

Die Änderung in Buchstabe b entspricht der bisherigen Än-
derung in Nummer 5 des Entwurfs. Sie wird wegen der Än-
derung unter Buchstabe a zu Buchstabe b.

Zu Nummern 5a – neu – (§ 19a Abs. 2 Satz 8)

Die Änderung setzt den Beschluss des Bundesrates um.
§ 19a Abs. 2 Satz 8, wonach GmbH-Anteile, die unentgelt-
lich oder verbilligt den Arbeitnehmern überlassen werden,
mit dem letzten vor dem Tag der Überlassung vom Finanz-
amt festgestellten Wert anzusetzen sind, geht seit dem Weg-
fall der Vermögensteuer und der Aufhebung der Anteilsbe-
wertungsverordnung ins Leere. Satz 8 ist daher aufzuheben.

Zu Nummer 6 (§ 24c – neu –)

Die Regelung zur Jahresbescheinigung über Kapitalerträge
und Veräußerungsgewinne aus Finanzanlagen wird nun-
mehr im neuen § 24c EStG geführt. Damit wird der Einfü-
gung des § 24b durch den Entwurf des Haushaltsbegleitge-
setzes 2004 (Entlastungsbetrag für Alleinerziehende) Rech-
nung getragen.

Zu Nummer 6a – neu – (§ 31)

Zu Buchstabe a (Satz 4)

Die Günstigerprüfung beim Familienleistungsausgleich soll
– wie bei den Altersvorsorgebeiträgen nach § 10a EStG –
zur Verwaltungsvereinfachung auf der Basis des Anspruchs
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auf Kindergeld vorgenommen werden. Dies ist bereits des-
halb gerechtfertigt, weil die Antragsfrist für das Kindergeld
in § 66 EStG durch das 1. SGB III-ÄndG entfallen ist (der
Kindergeldantrag ist bis zur Verjährung möglich). Durch die
Gesetzesänderung werden geänderte Steuerfestsetzungen
im Fall der nachträglichen Kindergeldgewährung entbehr-
lich. Ungeachtet dessen entfällt für alle Eltern mit mehreren
Kindern ein in der Praxis fehlerträchtiger Ermittlungsschritt
beim richtigen Ausfüllen der Steuererklärungsvordrucke
und zusätzlicher Verwaltungsaufwand auf Seiten der Fi-
nanzämter. Das Kindergeld wird nämlich, sofern die Fami-
lienkasse nicht vom Antrag eines Kindergeldberechtigten
abweicht, in einer Summe gezahlt und nicht – wie es für die
steuerliche Günstigerprüfung notwendig ist – kindbezogen
nachgewiesen. Eine Angabe zur Höhe des Kindergeldan-
spruchs in der Steuererklärung ist daher künftig nur noch in
Sonderfällen, z. B. von Leistungen für Kinder nach auslän-
dischem Recht, notwendig.

Zu Buchstabe b (Sätze 6 und 7)

Aufgrund der Neufassung des § 31 Satz 4 EStG und der
Aufhebung des § 36 Abs. 2 Satz 1 EStG werden die Sätze 6
und 7 des § 31 EStG angepasst.

Zu Nummer 6b – neu – (§ 32 Abs. 1 Nr. 2)

Bisher ist für die Berücksichtigung eines Pflegekindes bei
den Pflegeltern u. a. Voraussetzung, dass die Pflegeeltern
das Kind mindestens zu einem nicht unwesentlichen Teil
auf eigene Kosten unterhalten. Dieses Unterhaltserfordernis
ist nach der Verwaltungsauffassung im Einklang mit der bis-
herigen BFH-Rechtsprechung als erfüllt anzusehen, wenn
das Pflegegeld (Grundbetrag und/oder Erziehungsbeitrag)
und/oder andere Mittel, die der Steuerpflichtige für den Un-
terhalt einschließlich der Erziehung des Kindes erhält, ins-
gesamt das in Betracht kommende Pflegegeld (Grundbetrag
und/oder Erziehungsbeitrag) des zuständigen Jugendamtes
(§ 39 Abs. 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – SGB
VIII – Kinder- und Jugendhilfe) nicht übersteigen.

Dieser Beurteilung hat sich der Bundesfinanzhof (BFH) in
seiner Entscheidung vom 29. Januar 2003, VIII R 71/00,
BStBl II S. 469, nicht angeschlossen. Es sei vielmehr davon
auszugehen, dass die Leistungen des Jugendamtes den ge-
samten notwendigen Lebensbedarf des Pflegekindes deck-
ten. Der Bedarf eines Pflegekindes sei nicht anders zu be-
messen, als es – entsprechend den Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichtes (BVerfG) – in den Freibeträgen des § 32
Abs. 6 EStG zum Ausdruck komme. Danach sei für jedes
Kind Elterneinkommen in Höhe des Existenzminimums
eines Kindes einschließlich des Bedarfs für Betreuung, Er-
ziehung und Ausbildung (2 160 Euro) in Höhe von insge-
samt 5 808 Euro im Kalenderjahr steuerfrei zu stellen.
Überstiegen die Leistungen des Jugendamtes 80 v. H. dieses
Betrags, sei das Unterhaltskriterium des § 32 Abs. 1 Nr. 2
EStG grundsätzlich nicht erfüllt und das Kind daher bei sei-
nen leiblichen Eltern zu berücksichtigen. Nur wenn den
Pflegeeltern mehr als 2 160 Euro als Aufwendungen für den
Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf ent-
stünden, seien die tatsächlichen Aufwendungen anstelle des
pauschalierten Bedarfs bei der Ermittlung des Unterhaltsbe-
darfs eines Pflegekindes zu berücksichtigen. In diesen Fäl-
len sei das Unterhaltskriterium erfüllt, wenn die Leistungen

des Jugendamtes den ermittelten Unterhaltsbedarf des Kin-
des höchstens zu 80 v. H. deckten.

Aufgrund dieser Entscheidung des BFH sind Pflegeeltern,
die im Auftrag des Jugendamtes ein Kind in sog. Familien-
vollzeitpflege betreuen, erstmals verpflichtet, Aufwendun-
gen für die Betreuung, Erziehung oder Ausbildung ihres
Pflegekindes einzeln nachweisen zu müssen, wenn sie für
das Kind Kindergeld bzw. die Freibeträge für Kinder bean-
spruchen wollen. Ein solcher Nachweis von oft vielfältigen
Einzelkosten stößt nicht nur auf praktische Schwierigkeiten.
Er löst darüber hinaus einen nicht unerheblichen Verwal-
tungsaufwand sowohl auf Seiten der Pflegeeltern als auch
auf Seiten der Finanzverwaltung aus. Gelingt es den Pflege-
eltern nicht, Aufwendungen in der erforderlichen Höhe
nachzuweisen, besteht nach der geltenden Rechtslage kein
Anspruch mehr auf Kindergeld bzw. die steuerlichen Frei-
beträge für Kinder.

Der BFH hat es in seinem Urteil vom 29. Januar 2003
(a. a. O.) ausdrücklich der Initiative des Gesetzgebers über-
lassen, ob und auf welchem Weg er den materiellen und im-
materiellen Belastungen von Pflegeeltern über die bisheri-
gen Vorschriften hinaus Rechnung trägt. Mit der Gesetzes-
änderung wird dieser Hinweis aufgegriffen. Danach werden
Pflegekinder, die der Steuerpflichtige bzw. Kindergeldbe-
rechtigte in seinen Haushalt aufgenommen hat, berücksich-
tigt, ohne dass es eines Nachweises der tatsächlichen Unter-
haltsaufwendungen bedarf.

Hat der Steuerpflichtige bzw. Kindergeldberechtigte das
Kind zu Erwerbszwecken in seinen Haushalt aufgenommen
(z. B. sog. Kostkinder), kann dieses wie bisher steuerlich
nicht berücksichtigt werden.

Zu Nummer 7 Buchstabe c – neu – (§ 32b Abs. 4 Satz 1)

Im Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt (Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages
vom 17. Oktober 2003, Bundesratsdrucksache 730/03) wird
die Bezeichnung „Bundesanstalt für Arbeit“ in „Bundesa-
gentur für Arbeit“ geändert. Diese Änderung wird in der
Nummer 7 des Entwurfs (§ 32b Abs. 4 Satz 1 EStG – neu –)
hiermit nachvollzogen.

Zu Nummer 7a – neu – (§ 33b Abs. 6 Satz 2 – neu –)

Der Verzicht auf einen Nachweis der treuhänderischen Ver-
waltung des Pflegegeldes für das eigene schwerbehinderte
Kind stellt eine Vereinfachung sowohl für den Steuerpflich-
tigen als auch für die Finanzverwaltung dar.

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 21. März 2002
(BStBl II S. 417) entschieden, dass Eltern behinderter Kin-
der nur dann Anspruch auf den Pflege-Pauschbetrag haben,
wenn sie gegenüber dem Finanzamt die treuhänderische
Verwaltung des für das Kind empfangenen Pflegegeldes
nachweisen. Dies führt sowohl bei den betroffenen Eltern
als auch beim Finanzamt zu erheblichem Verwaltungsauf-
wand. Eltern, die ihr eigenes schwerbehindertes Kind pfle-
gen, sind bereits in hohem Maße belastet. Der Verzicht auf
einen Nachweis der treuhänderischen Verwaltung des Pfle-
gegeldes in diesen Fällen stellt eine Erleichterung für diese
Eltern dar. Für die Finanzverwaltung erübrigt sich die Über-
prüfung des Nachweises. Außerdem entfällt ein nicht unwe-
sentliches Streitpotential.
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Zu Nummer 8 (§ 36 Abs. 2)

Zu Satz 1 – aufgehoben –

§ 36 Abs. 2 Satz 1 EStG wird aufgehoben, weil der Inhalt
der Regelung in § 31 Satz 4 EStG übernommen worden ist.

Zu Satz 2 Nr. 2 Satz 2

Der Bundesrat hat beanstandet, dass durch die Ergänzung
des § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 EStG in Nummer 8 des
Gesetzentwurfs in bestimmten Fällen eine doppelte Berück-
sichtigung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer auf Divi-
denden möglich ist. Zum einen kann durch die Einreichung
der Steuerbescheinigung beim Bundesamt für Finanzen die
Erstattung beantragt werden und zusätzlich kann im Veran-
lagungsverfahren eine Anrechnung auf die festgesetzte Ein-
kommensteuer erfolgen. Die Bedenken werden geteilt, die
Ergänzung wird daher gestrichen.

Zu Nummer 9 (§ 38)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 2 – neu –)

Der Bundesrat schlägt vor, eine Verpflichtung zum Lohn-
steuerabzug einzuführen, mit der die Durchsetzung von
Steueransprüchen in den Fällen gesichert werden soll, in de-
nen international tätige Unternehmen Arbeitnehmer in ihre
inländischen Tochtergesellschaften oder Betriebsstätten ent-
senden und das aufnehmende inländische Unternehmen die
Arbeitslöhne wirtschaftlich trägt. Doppelbesteuerungsrecht-
lich steht Deutschland in diesen Fällen das Besteuerungs-
recht zu.

Die Änderung setzt den Bundesratsbeschluss zur Arbeitneh-
merentsendung in inländische Unternehmen um.

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 3 – neu –)

Der Bundesrat schlägt vor, die Formulierungen im Entwurf
des Steueränderungsgesetzes 2003 zum Lohnsteuerabzug
bei Lohnzahlung durch Dritte – bei gleicher Zielrichtung –
anders zu fassen.

Die Änderung setzt den Bundesratsbeschluss zum Lohn-
steuerabzug bei Lohnzahlung durch Dritte um.

Zu Buchstabe b (Absatz 3a Satz 6 – aufgehoben –)

Der Bundesrat schlägt vor, § 38 Abs. 3a Satz 6 zu streichen,
weil die Mitteilung nach Satz 6 an das Betriebsstättenfi-
nanzamt des Arbeitgebers nicht erforderlich sei, da dieses
bereits nach Satz 2 in das Zustimmungsverfahren zur Über-
tragung der lohnsteuerlichen Pflichten eingeschaltet ist.

Die Änderung greift den entsprechenden Bundesratsbe-
schluss zur Streichung des Satzes 6 auf.

Zu Buchstabe c – neu – (Absatz 4 Satz 3 – neu –)

Die Änderung setzt den Bundesratsbeschluss zum Lohn-
steuerabzug durch Dritte um (vgl. zu Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb).

Zu Nummer 10 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
(§ 39b Abs. 2 Satz 7 und 8)

Die bisherige Änderungsanweisung im Entwurf ist wegen
des Vorziehens der Steuerentlastungsstufe 2005 auf 2004
durch das Haushaltsbegleitgesetz 2004 (siehe Bundestags-

drucksachen 15/1502 und 15/1639) überholt. Die Ände-
rungsanweisung muss deshalb entfallen.

Zu Nummer 13a – neu – (§ 41a Abs. 1 Satz 2 und 3 – neu –)

Die Änderung setzt den Bundesratsbeschluss um.

Ebenso wie die Lohnsteuerbescheinigung hat der Arbeitge-
ber (ab 2005) auch die Lohnsteuer-Anmeldung grundsätz-
lich auf elektronischem Wege dem Finanzamt zu übermit-
teln. Zur Vermeidung von Härten kann das Finanzamt auf
Antrag zulassen, die Erklärung nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck beim Finanzamt einzureichen; dies wird ins-
besondere dann der Fall sein, wenn der Arbeitgeber nicht
über die technischen Voraussetzungen verfügt, die für die
Übermittlung nach der Steuerdaten-Übermittlungsverord-
nung bereit- und eingehalten werden müssen. Durch den
Verweis auf die Steuerdaten-Übermittlungsverordnung wird
die ordnungsgemäße Übermittlung der für das Besteue-
rungsverfahren erforderlichen Daten sichergestellt.

Zu Nummer 20a – neu – (§ 45e – neu –)

Zu Satz 1

Die Richtlinie des Rates vom 3. Juni 2003 im Bereich der
Besteuerung von Zinserträgen (Zinsrichtlinie) ist gemäß Ar-
tikel 17 Abs. 1 der Richtlinie vor dem 1. Januar 2004 in na-
tionales Recht umzusetzen. Die Richtlinie enthält ein um-
fassendes und in sich geschlossenes Regelwerk, das den
Mitgliedstaaten keine nennenswerten Gestaltungsspiel-
räume bei der Umsetzung einräumt. Es ist daher sachge-
recht, die Richtlinie durch Rechtsverordnung der Bundesre-
gierung mit Zustimmung des Bundesrates umzusetzen.

Die Vorschrift des § 45d EStG über Mitteilungen der Kredit-
institute von Kapitalerträgen, für die ein Freistellungsauf-
trag erteilt worden ist, an das Bundesamt für Finanzen ent-
hält schon ein erprobtes und in der Praxis bewährtes Mittei-
lungssystem. Da vorgesehen ist, das Bundesamt für Finan-
zen sowohl als Empfänger der auf Grund der Richtlinie
erforderlichen Mitteilungen der Kreditinstitute über Zinsen
von Steuerausländern als auch als Empfänger der entspre-
chenden Mitteilungen der anderen Mitgliedstaaten zu be-
nennen, ist es schon aus Gründen der Kostenbegrenzung ge-
boten, an das bestehende Mitteilungssystem nach § 45d
EStG anzuknüpfen.

Zu Satz 2

Satz 2 bestimmt, dass die bestehenden Regelungen des
§ 45d EStG zur Übermittlung der Daten an das Bundesamt
für Finanzen sowie – soweit es um die Verwertung der Mit-
teilung der anderen Mitgliedstaaten über ausländische Zin-
sen unbeschränkt Steuerpflichtiger geht – zu deren Weiter-
gabe an die Sozialleistungsträger entsprechend anzuwenden
sind.

Zu Nummer 21 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc
(§ 46 Abs. 2 Nr. 5)

Im Gesetzentwurf ist die redaktionelle Änderung der An-
gabe „§ 39c Abs. 6“ durch die Angabe „§ 39c Abs. 5“ zu er-
setzen, da die bisherige Angabe unzutreffend ist. Es handelt
sich um den neuen § 39c Abs. 5 EStG gemäß Artikel 1
Nr. 11 des Gesetzentwurfs.

Die Änderung setzt den Bundesratsbeschluss um.
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Zu Nummer 21a – neu – (§ 49 Abs. 1)

Zu Buchstabe a (Nummer 3)

Die Ergänzung stellt sicher, dass ausländische Sozii einer
Sozietät mit ihrem Gewinnanteil der beschränkten Steuer-
pflicht unterliegen und die Bundesrepublik Deutschland so-
mit das ihr nach den Doppelbesteuerungsabkommen einge-
räumte Besteuerungsrecht wahrnehmen kann.

Zu Buchstabe b (Nummer 4 Buchstabe d)

Die Vorschrift stellt sicher, dass auch Abfindungszahlungen,
die der Arbeitgeber bei Auflösung eines Dienstverhältnisses
zahlt, einer Besteuerung im Rahmen der beschränkten Steu-
erpflicht unterworfen werden.

Zu Nummer 21b – neu – (§ 50b Satz 1 – neu –)

Die Ergänzung der Vorschrift um die Mitteilungen an das
Bundesamt für Finanzen nach § 45e EStG sichert das Recht
der Finanzbehörden die Erfüllung der Mitteilungspflichten
der Zahlstellen zu überprüfen.

Zu Nummer 24 (§ 52)

Zu Buchstabe a1 – neu – (Absatz 12 – neu –)

Die Vorschrift regelt die letztmalige Anwendung des § 4
Abs. 5 Satz 1 Nr. 6a EStG für den Veranlagungszeitraum
2002.

Die notwendigen Mehraufwendungen wegen einer aus be-
trieblichem Anlass begründeten doppelten Haushaltsfüh-
rung sind hingegen unabhängig davon, aus welchen Grün-
den die doppelte Haushaltsführung beibehalten wird, in den
Fällen als Betriebsausgaben unter Berücksichtigung der
Einschränkungen von § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 und 6 EStG
abziehbar, in denen die Einkommensteuer für die Veranla-
gungszeiträume bis einschließlich 2002 noch nicht formell
bestandskräftig geworden ist oder der Einkommensteuerbe-
scheid hinsichtlich der Aufwendungen für eine betrieblich
veranlasste Haushaltsführung vorläufig oder generell unter
dem Vorbehalt der Nachprüfung festgesetzt wurde und
keine Festsetzungsverjährung eingetreten ist.

Zu Nummer 24 Buchstabe b1 – neu – (Absatz 23)

Der multisektorale Regionalbeihilferahmen für große Inves-
titionsvorhaben vom 13. Februar 2002 (ABl. EG 1998
Nr. C 107 S. 7) ist nach Rn. 39 dieses Rahmens für die
Stahlindustrie im Sinne von Anhang B dieses Rahmens ab
dem 24. Juli 2002 und für die Kraftfahrzeug- und Kunst-
faserindustrie im Sinne der Anhänge C und D dieses Rah-
mens ab dem 1. Januar 2003 anzuwenden.

Die Bundesregierung hat sich mit Erklärung vom 26. März
2002 gegenüber der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften dazu verpflichtet, den multisektoralen Regio-
nalbeihilferahmen für große Investitionsvorhaben vom
13. Februar 2002 in diesen Sektoren zum 24. Juli 2002 be-
ziehungsweise 1. Januar 2003 in nationales Recht umzuset-
zen. Hierauf wurde auch im Schreiben des Bundesministe-
riums der Finanzen (BMF) vom 7. August 2003 (BStBl I
S. 794) hingewiesen.

Ertragsteuerrechtlich gelten die Regelungen für die Stahlin-
dustrie erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 23. Juli
2002 enden; die Bestimmungen zur Kraftfahrzeug- und

Kunstfaserindustrie sind erstmals für Wirtschaftsjahre maß-
gebend, die nach dem 31. Dezember 2002 enden.

Zu Buchstabe c1 – neu – (Absatz 23b – neu –)

Die Vorschrift regelt die Anwendung des geänderten § 9
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG ab dem Veranlagungszeitraum
2003 und für alle formell noch nicht bestandskräftigen
Fälle. Hinsichtlich der rückwirkenden Herstellung einer
verfassungskonformen Rechtslage hat das Bundesverfas-
sungsgericht dem Gesetzgeber einen Spielraum eingeräumt,
nach dem es entsprechend dem Grundsatz des § 79
BVerfGG auch zulässig ist, die rückwirkende Anwendung
der Änderung nur für die noch nicht bestandskräftigen Fälle
vorzusehen.

Zu Buchstabe d1 – neu – (Absatz 40 Satz 1 – neu –)

Die Vorschrift regelt die – für die Steuerpflichtigen günstige
– Anwendung des nach Nummer 6b neu gefassten § 32
Abs. 1 Nr. 2 EStG in allen formell und materiell noch nicht
bestandskräftigen Fällen.

Zu Buchstabe e1 – neu – (Absatz 46a – neu –)

Die Vorschrift regelt die – für die Steuerpflichtigen günstige
– Anwendung des nach Nummer 7a eingefügten § 33b
Abs. 6 Satz 2 EStG in allen formell und materiell noch nicht
bestandskräftigen Fällen.

Zu Buchstabe g (Absatz 52)

Die bisherige Änderungsanweisung im Entwurf ist wegen
des Vorziehens der Steuerentlastungsstufe 2005 auf 2004
durch das Haushaltsbegleitgesetz 2004 (siehe Bundestags-
drucksachen 15/1502 und 15/1639) überholt. Die Ände-
rungsanweisung muss deshalb entfallen.

Zu Buchstabe h (Absätze 52b und 52c – neu –)

Zu Absatz 52b – neu –

Mit der Anwendungsregelung zu § 41a wird der Arbeitge-
ber zur elektronischen Übermittlung der Lohnsteuer-An-
meldungen für Anmeldungszeiträume ab 2005 verpflichtet
(vgl. zu Nr. 13a – neu –).

Zu Absatz 52c

Der neue Absatz 52c enthält die im Entwurf bereits in Ab-
satz 52b enthaltene Anwendungsregelung für § 41b EStG.

Zu Artikel 3 (Änderung des Körperschaftsteuer-
gesetzes)

Zu den Nummern 1 und 2 Buchstabe b
(§ 2 Nr. 2 und § 5 Abs. 2 Nr. 1)

Die beschränkte Steuerpflicht bei der Körperschaftsteuer
(§ 2 Nr. 2 KStG) und der Ausschluss von der Steuerbefrei-
ung (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 KStG) betreffen jeweils (u. a.) die
Einkünfte, die dem Steuerabzug nach den Vorschriften des
EStG unterliegen (§§ 43 ff. EStG).

Durch Artikel 1 Nr. 19 und 20 wird das Verfahren zur Er-
stattung von Kapitalertragsteuer (§§ 44a, 44c EStG) in der
Form geändert, dass eine zusätzliche volle bzw. hälftige Ab-
standnahme vom Kapitalertragsteuerabzug vorgesehen ist.

Diese verfahrensmäßigen Änderungen beim Steuerabzug
haben auf die Rechtsfolgen von § 2 Nr. 2 und § 5 Abs. 2
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Nr. 1 KStG keine materielle Auswirkung. Die redaktionelle
Änderung der beiden Vorschriften stellt dies klar. Im Übri-
gen führt die Änderung zu einer terminologischen Anpas-
sung.

Zu Nummer 2 (§5)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 2)

a) Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen des § 5
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KStG und des § 3 Nr. 2 GewStG an
das Gesetz zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse der
öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute in Nordrhein-West-
falen vom 2. Juli 2002, GVBl NRW, S. 284. Die Woh-
nungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-West-
falen (NRW) ist nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur
Errichtung der Landesbank NRW und zur Umwandlung
der Westdeutschen Landesbank Girozentrale (Artikel 1
des o. a. Gesetzes) auf die neu errichtete Landesbank
NRW abgespalten worden. Diese Regelung ist am 1. Au-
gust 2002 in Kraft getreten (Artikel 14 Abs. 2 des Geset-
zes zur Errichtung der Landesbank NRW und zur Um-
wandlung der Westdeutschen Landesbank Girozentrale).
Die Abspaltung ist am 30. August 2002 in das Handelsre-
gister eingetragen worden.

Durch die redaktionellen Änderungen des § 5 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 KStG und des § 3 Nr. 2 GewStG wird klarge-
stellt, dass die Steuerbefreiung der Wohnungsbauförde-
rungsanstalt NRW unverändert auch für die Landesbank
NRW als Gesamtrechtsnachfolgerin der Westdeutschen
Landesbank Girozentrale gilt.

b) Die als organisatorisch und wirtschaftlich selbstständige,
nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts der
Landesbank Schleswig-Holstein Girozentrale betriebene
Investitionsbank Schleswig-Holstein – Zentralbereich
der Landesbank Schleswig-Holstein Girozentrale ist
rückwirkend zum 1. Januar 2003 aus dem Vermögen der
Landesbank abgespalten und als rechtsfähige Anstalt des
öffentlichen Rechts unter dem Namen „Investitionsbank
Schleswig-Holstein“ neu errichtetet worden.

Als Gesamtrechtsnachfolgerin nimmt die Investitions-
bank Schleswig-Holstein weiterhin die bisherigen öffent-
lichen Förderaufgaben wie z. B. Wohnraumförderung,
Mittelstandsförderung oder Infrastrukturförderung wahr.

c) Die Sächsische Aufbaubank GmbH ist gemäß § 5 Abs. 1
Nr. 2 KStG und § 3 Nr. 2 GewStG von der Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer befreit.

Durch Gesetz zur Errichtung der Sächsischen Aufbau-
bank – Förderbank (FördbankG) vom 19. Juni 2003
(SächsGVBl. S. 161) wurde die Sächsische Aufbaubank –
Förderbank durch formwechselnde Umwandlung der
Sächsischen Aufbaubank GmbH als rechtsfähige Anstalt
des öffentlichen Rechts errichtet. Das Gesetz ist zum
12. Juli 2003 in Kraft getreten. Die neu errichtete Anstalt
übernimmt die Aufgaben der Sächsischen Aufbaubank
GmbH.

Die Änderungen des Körperschaftsteuergesetzes und des
Gewerbesteuergesetzes stellen sicher, dass die Sächsische

Aufbaubank – Förderbank von der Körperschaftsteuer
und der Gewerbesteuer befreit ist.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 23 – neu –)

Mit der Befreiung der Auftragsforschung der staatlichen
Hochschulen von Ertragsteuern wird eine Gleichbehand-
lung mit der Forschungstätigkeit gemeinnütziger Einrich-
tungen (vgl. § 68 Nr. 9 AO) sichergestellt. Zugleich wird
damit die bisherige Verwaltungspraxis abgesichert.

Zu Nummer 3 (§ 31 Abs. 1)

Die Regelung entspricht der im Gesetzentwurf in Artikel 3
Nr. 1 enthaltenen Regelung.

Zu Nummer 4 (§ 34)

Zu den Buchstaben a und d (Absätze 2a und 5a – neu –)

Die neuen Absätze 2a und 5a stellen die zeitgleiche Anwen-
dung der Änderungen der §§ 44a, 44c EStG und der damit
im Zusammenhang stehenden Änderungen im KStG sicher.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Die Vorschriften regeln die zeitliche Anwendung der Rege-
lungen zur Steuerbefreiung der Förderinstitute.

Zu Buchstabe c (Absatz 3a – neu –)

Die Vorschrift regelt den zeitlichen Anwendungsbereich für
die Körperschaftsteuerbefreiung für Hochschulforschung.

Zu den Buchstaben e und f (Absätze 13a und 13b)

Die Regelungen entsprechen den im Gesetzentwurf in Arti-
kel 3 Nr. 2 enthaltenen Regelungen.

Zu Artikel 3a (Änderung des Gewerbesteuergeset-
zes)

Zu Nummer 1 (§ 3)

Zu Buchstabe a (Nummer 2)

Siehe zu Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa.

Zu Buchstabe b (Nummer 24)

Die IBG Beteiligungsgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH
(IBG) ist eine Einrichtung zur Mittelstandsförderung. Allei-
niger Gesellschafter der IBG ist das Land Sachsen-Anhalt.

Wesentlicher Gegenstand der Geschäftstätigkeit der IBG ist
der Erwerb, die Verwaltung, Verwertung und Veräußerung
von Beteiligungen an Unternehmen, insbesondere an tech-
nologieorientierten Unternehmensgründungen. Zweck der
IBG ist es, durch Frühphasenfinanzierung bestehende oder
noch zu gründende Hochtechnologieunternehmen in der
frühen Unternehmensentwicklungs- und Wachstumsphase
zu unterstützen. Die Hauptaufgabe besteht darin, aussichts-
reiche Unternehmensansätze zu identifizieren, weiterzuent-
wickeln und zu begleiten, um so nachhaltig wettbewerbsfä-
hige Wirtschaftsstrukturen im Lande zu schaffen und zu
stärken. Erzielte Gewinne werden ausschließlich für diesen
Zweck verwendet. Eine Ausschüttung von Gewinnen an das
Land Sachsen-Anhalt ist nicht vorgesehen.

Durch die Änderung wird die Gesellschaft von der Gewer-
besteuer befreit. Sämtliche Mittel können dann zur Förde-
rung der mittelständischen Unternehmen eingesetzt werden.



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 13 – Drucksache 15/1945

Zu Buchstabe c (Nummer 30 – neu –)

Mit der Befreiung der Auftragsforschung der staatlichen
Hochschulen von Ertragsteuern wird eine Gleichbehand-
lung mit der Forschungstätigkeit gemeinnütziger Einrich-
tungen (vgl. § 68 Nr. 9 AO) sichergestellt. Zugleich wird
damit die bisherige Verwaltungspraxis abgesichert.

Zu Nummer 2 (§ 36)

Zu Buchstabe a (Absatz 3)

Siehe zu Artikel 3 Nr. 4 Buchstabe b.

Zu Buchstabe b (Absatz 4)

Die Gewerbesteuerbefreiung für die IBG Beteiligungsge-
sellschaft mbH (IBG) wird erstmals für den Erhebungszeit-
raum 2000 angewandt.

Zu Buchstabe c (Absatz 4a – neu –)

Der neue Absatz 4a regelt die zeitliche Anwendung der Ge-
werbesteuerbefreiung für die Hochschulforschung.

Zu Artikel 4 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes
1999)

Zu Nummer 1 Buchstabe a (Inhaltsübersicht)

Notwendige redaktionelle Anpassung der Änderung der In-
haltsübersicht an die geänderte Überschrift von § 13c UStG.

Zu Nummer 11 Buchstabe a (§ 13 Abs. 1 Nr. 3 und 4)

Durch die Formulierung wird nunmehr klargestellt, dass die
Steuer auch in Fällen entsteht, in denen eine überhöhte
Steuer für nicht steuerbare oder steuerfreie Umsätze ausge-
wiesen wurde.

Zu Nummer 12a – neu – (§ 13b Abs. 3)

Derzeit schuldet bei einer grenzüberschreitenden Personen-
beförderung im Luftverkehr der Leistungsempfänger die
Umsatzsteuer für den inländischen Streckenanteil, wenn die
Leistung von einem im Ausland ansässigen Luftverkehrsun-
ternehmen erbracht wird und es sich bei dem Leistungsemp-
fänger um einen Unternehmer oder eine juristische Person
des öffentlichen Rechts handelt (§ 13b Abs. 1 und 2 UStG).

Durch die Neufassung des § 13b Abs. 3 UStG werden die
Ausnahmen von der Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers um die grenzüberschreitende Personenbeförde-
rung im Luftverkehr erweitert. Hierdurch wird zum einen
vermieden, dass die im Ausland ansässige Fluggesellschaft
bei jeder von ihr erbrachten Personenbeförderung mit einem
inländischen Streckenanteil prüfen muss, in welchen Fällen
der Leistungsempfänger ein Unternehmer oder eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts ist. Darüber hinaus
wird erreicht, dass sich im Ausland ansässige Unternehmer,
an die derartige Leistungen erbracht werden, nicht in
Deutschland zu Umsatzsteuerzwecken erfassen lassen müs-
sen und Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Erklärungen
für das Kalenderjahr abgeben müssen. Steuerschuldner
bleibt in diesen Fällen der leistende Unternehmer.

Zu Nummer 13 (§§ 13c und 13d – neu –)

Zu § 13c – neu –

Anpassung der Überschrift, da § 13c nunmehr auch für die
Fälle gilt, in denen Forderungen verpfändet oder gepfändet
werden.

Zu Absatz 2

Die Inanspruchnahme des Abtretungsempfängers ist frühes-
tens ab dem Zeitpunkt der Vereinnahmung oder Übertra-
gung der abgetretenen Forderung möglich. Die im Gesetz-
entwurf enthaltene sprachliche Unklarheit wird korrigiert.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt, dass die Voraussetzungen für einen Haf-
tungstatbestand auch für die Fälle der Verpfändung oder
Pfändung von Forderungen zu prüfen sind. Soweit eine For-
derung gemäß den §§ 1273 ff., 1279 ff. BGB verpfändet
wird, kann unter den Voraussetzungen der Absätze 1 und 2
eine Inanspruchnahme des Pfandgläubigers erfolgen. Ähn-
lich wie bei der Sicherungsabtretung kann der Pfandgläubi-
ger die Forderung bei Pfandreife einziehen und damit seine
eigene Forderung gegen den Gläubiger befriedigen
(§§ 1282, 1288 Abs. 2 BGB). Auch die vorgesehene Haf-
tung des Vollstreckungsgläubigers bei der Pfändung von
Forderungen ist sachgerecht, denn es macht keinen Unter-
schied, ob der leistende Unternehmer eine Forderung frei-
willig als Sicherheit anbietet oder ob dessen Gläubiger in
eine Forderung vollstreckt.

Um die Umgehung der Neuregelung für die Abtretung von
Forderungen zu vermeiden, ist die Aufnahme einer Haftung
bei Verpfändung oder Pfändung von Forderungen notwen-
dig. In beiden Fällen kann sich der Gläubiger aus dem Brut-
tobetrag der Forderung befriedigen, während der Fiskus mit
dem ihm zustehenden Umsatzsteueranteil ausfällt. Dabei ist
in den Fällen der Verpfändung von Forderungen zu berück-
sichtigen, dass Pfandrechte an Forderungen in der Praxis
wegen der Pflicht zur Anzeige an den Schuldner gemäß
§ 1280 BGB nur selten bestellt werden.

Zu § 13d – neu –

Zu Absatz 2

Der leistende Unternehmer kann erst ab dem Zeitpunkt der
Fälligkeit der nicht oder nicht vollständig entrichteten
Steuer in Anspruch genommen werden. Die vorher im Ge-
setzentwurf enthaltene sprachliche Unklarheit wird korri-
giert.

Zu Nummer 14 (§ 14 Abs. 4 Nr. 2)

Sofern dem leistenden Unternehmer vom Bundesamt für Fi-
nanzen eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erteilt
wurde, kann er in der Rechnung diese anstelle der ihm vom
Finanzamt erteilten Steuernummer angeben. Dadurch wird
einem seitens der Wirtschaft seit Einführung des § 14
Abs. 1a UStG 1999 durch das Steuerverkürzungsbekämp-
fungsgesetz vielfach geäußerten Wunsch Rechnung getra-
gen, wahlweise die Steuernummer oder die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer in der Rechnung anzugeben.
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Zu Nummer 17 (§ 14c Abs. 1 Satz 2)

Neu ist, dass der Unternehmer auch in den Fällen einer Ge-
schäftsveräußerung an einen anderen Unternehmer für des-
sen Unternehmen (§ 1 Abs. 1a UStG) den insoweit unrichti-
gen Steuerausweis erst berichtigen darf, wenn die Gefähr-
dung des Steueraufkommens beseitigt ist. Dies ist erst dann
der Fall, wenn der Leistungsempfänger bereits geltend ge-
machte Vorsteuerbeträge an das Finanzamt zurückgezahlt
hat. Dabei ist vorgesehen, dass der Aussteller der Rechnung
die Berichtigung des unrichtig ausgewiesenen Steuerbetra-
ges beim Finanzamt gesondert schriftlich zu beantragen hat.
Nach Prüfung der Voraussetzungen durch das Finanzamt
teilt dieses dem Antragsteller mit, ob und für welchen Be-
steuerungszeitraum und ggf. in welcher Höhe der Antrag-
steller den unrichtig ausgewiesenen Steuerbetrag berich-
tigen darf.

Zu Nummer 18 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa
(§ 15 Abs. 1 Nr. 1)

Die Änderung dient der wortgetreuen Umsetzung des
Artikels 18 Abs. 1 Buchstabe a der 6. EG-Richtlinie. Da-
nach ist u. a. Voraussetzung für den Vorsteuerabzug, dass
der Leistungsempfänger über die abziehbare Vorsteuer eine
nach Artikel 22 Abs. 3 der 6. EG-Richtlinie ausgestellte
Rechnung besitzt. Artikel 22 Abs. 3 führt die Angaben auf,
die eine Rechnung enthalten muss. Diese Vorschrift wird
durch die §§ 14, 14a UStG-E umgesetzt.

Im Ergebnis wird der Vorsteuerabzug deshalb zugelassen,
wenn der Leistungsempfänger über die abziehbare Vor-
steuer eine nach den §§ 14, 14a UStG-E ausgestellte Rech-
nung besitzt. Dies kommt durch den ersten Halbsatz des
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 UStG-E bereits zum Aus-
druck. Der zweite Halbsatz, der eine aus der Sicht des Leis-
tungsempfängers als unverhältnismäßig empfundene Inter-
pretation enthielt, kann gestrichen werden.

Die Frage, welchen Anforderungen eine Rechnung im Ein-
zelnen genügen muss, wird in einem BMF-Schreiben gere-
gelt. Dabei wird der aus der Sicht des Leistungsempfängers
bedeutsame Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit der Mit-
tel eine wichtige Rolle spielen.

Zu Nummer 21 (§ 18)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Ebenso wie Lohnsteuer-Anmeldungen sind grundsätzlich
auch Umsatzsteuer-Voranmeldungen auf elektronischem
Weg dem Finanzamt zu übermitteln. Zur Vermeidung von
Härten kann das Finanzamt auf Antrag gestatten, dass die
Voranmeldung in herkömmlicher Form abgegeben wird;
dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn der Unter-
nehmer nicht über die technischen Voraussetzungen verfügt,
die für die Übermittlung nach der Steuerdaten-Übermitt-
lungsverordnung eingehalten werden müssen. Durch den
Verweis auf die Steuerdaten-Übermittlungsverordnung wird
die ordnungsgemäße Übermittlung der für das Besteue-
rungsverfahren erforderlichen Daten sichergestellt.

Zu den Buchstaben b bis e (Absätze 2a, 4b, 7 und 12)

Die im Gesetzentwurf in Artikel 4 Nr. 21 Buchstabe a bis d
enthaltenen Regelungen werden wegen der Einfügung des
Buchstaben a zu den neuen Buchstaben b bis e.

Zu Nummer 26 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa
(§ 22 Abs. 2 Nr. 3)

Durch die Änderung wird ein im Gesetzentwurf enthaltener
redaktioneller Fehler beseitigt.

Zu Nummer 30 (§ 25d)

Die bundesweiten Erfahrungen der Finanzverwaltung und
die sich damit deckenden Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes (Bericht vom 3. September 2003 zu Steueraus-
fällen bei der Umsatzsteuer durch Steuerbetrug und Steuer-
vermeidung, Vorschläge an den Gesetzgeber) zeigen ein-
deutig, dass die Vorschrift in der derzeit geltenden Fassung
ins Leere läuft. Um den mit der Einführung der Vorschrift
verfolgten Zweck – Bekämpfung des Umsatzsteuerbetruges
insbesondere in Form des Karussellbetruges – ist eine Er-
gänzung der Vorschrift angezeigt.

Die vorliegende Fassung orientiert sich an den Haftungstat-
beständen, die in den Niederlanden und dem Vereinigten
Königreich mit gutem Erfolg eingeführt wurden, um dem
Karussellbetrug wirksam zu begegnen. Die Vorschrift sieht
auch die Fiktion der Kenntnis und des Kennen müssens vor,
gleichzeitig hat der potentielle Haftungsschuldner die Mög-
lichkeit, die Fiktion zu widerlegen, wenn seine Preisgestal-
tung sachgerecht ist, so dass auch den Interessen der steuer-
ehrlichen Unternehmen Rechnung getragen wird. Die Vor-
schrift wird durch die vorgeschlagene Ergänzung zielfüh-
render. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist beachtet.

Zu Nummer 33 Buchstabe d (§ 27 Abs. 7 – neu –)

Folgeänderung. Die Regelung bietet den betroffenen Unter-
nehmern Vertrauensschutz. Unternehmer können nur als
Haftungsschuldner in Anspruch genommen werden, wenn
die Pfändung/Verpfändung nach dem Zeitpunkt der Be-
schlussfassung des Deutschen Bundestages (voraussichtlich
7. November 2003) getätigt wird.

Zu Nummer 33 Buchstabe e – neu –
(§ 27 Abs. 8 – neu –)

Durch die Änderung wird bewirkt, dass bei Unternehmern,
die sich für Zeiträume vor dem 1. Januar 2002 hinsichtlich
des Vorsteuerabzuges auf die Rechtsprechung des EuGH
(Urteile vom 8. Juni 2000, Rs. C-396/98 und Rs. C-400/98)
berufen, wonach für den Vorsteuerabzug die Verwendungs-
absicht im Zeitpunkt des Leistungsbezuges maßgebend ist,
keine gesetzliche Regelungslücke hinsichtlich der Berichti-
gung des Vorsteuerabzuges nach § 15a UStG besteht. Der
BFH hat in seinem Beschluss vom 27. Februar 2003, Az.
V B 166/02, ausgeführt, dass es ernstlich zweifelhaft sei, ob
eine rückwirkende Anwendung des § 15a UStG n. F. durch
analoge Anwendung zulässig ist, wenn ein Unternehmer un-
ter Berufung auf die Grundsätze der Rechtsprechung des
EuGH den Vorsteuerabzug für einen vor dem 1. Januar 2002
liegenden Leistungsbezug nach den im Zeitpunkt des jewei-
ligen Leistungsbezuges maßgebenden Verhältnissen vorge-
nommen hat. Nach Ansicht des BFH steht die rückwirkende
Anwendung des § 15a UStG n. F. in Widerspruch zu der vor
dem 1. Januar 2002 geltenden Fassung des § 15a UStG.

Der Regelungszweck des § 15a UStG verlangt, dass die Än-
derung der Verwendungsverhältnisse im so genannten Fol-
gejahr nicht auf das Erstjahr der tatsächlichen Verwendung,
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sondern auf das Jahr des ursprünglichen Vorsteuerabzugs
Bezug nimmt. Durch die Änderung des § 15a UStG mit
Steueränderungsgesetz 2001 wurde die bestehende und als
solche erkannte Regelungslücke nur teilweise beseitigt. Ent-
gegen der in der Gesetzesbegründung (Bundestagsdrucksa-
che 14/7341, S. 22) zum Ausdruck kommenden gesetz-
lichen Motivation der Änderung des § 15a UStG wurde eine
an den neuen Maßstäben ausgerichtete Berichtigungsmög-
lichkeit des ursprünglichen Vorsteuerabzugs in den entspre-
chenden Fällen erst mit Wirkung vom 1. Januar 2002 nor-
miert. Offensichtlich aufgrund eines gesetzgeberischen
Versehens wurde dem Vorschlag des Bundesrates zur Ein-
führung einer Übergangsregelung (Bundesratsdrucksache
399/01 – Beschluss S. 44) im Steueränderungsgesetz 2001
nicht gefolgt.

Ein schutzwürdiges Vertrauen auf den Fortbestand der Re-
gelungslücke ist nicht gegeben. Der Lückenschluss, mit
dem das Leerlaufen der Berichtigungsmöglichkeit nach
§ 15a UStG a. F. beseitigt wird, entspricht dem Gesichts-
punkt einer in sich schlüssigen, folgerichtigen Ausgestal-
tung des Vorsteuerabzugsrechts.

Zu Nummer 33 Buchstabe f (§ 27 Abs. 9)

§ 18 Abs. 1 Satz 1 UStG soll erstmals für Voranmeldungs-
zeiträume gelten, die nach dem 31. Dezember 2004 enden.

Zu Nummer 33 Buchstabe g – neu – (§ 27 Abs. 10 – neu –)

Die Regelung dient dem Vertrauensschutz. Die staatlichen
Hochschulen, die vertragliche Vereinbarungen vor dem
Zeitpunkt des Kabinettbeschlusses zum Entwurf des Steu-
eränderungsgesetzes 2003 abgeschlossen haben, können auf
Antrag die Leistungen aus diesem Vertrag weiterhin als um-
satzsteuerfrei nach § 4 Nr. 21a UStG behandeln, wenn sie
diese Leistungen nach dem 1. Januar 2004 erbringen. Über
die formlose Antragstellung entscheidet das für die staat-
liche Hochschule zuständige Finanzamt. Die Übergangsre-
gelung endet spätestens am 31. Dezember 2004. Leistun-
gen, die nach diesem Zeitpunkt erbracht werden, sind in je-
dem Fall steuerpflichtig. Die Übergangsregelung bezieht
sich auf alle bis zum 31. Dezember 2004 ausgeführten Leis-
tungen eines Vertrages, d. h., das Antragsrecht kann nur ein-
heitlich für alle Leistungen eines Vertrages ausgeübt wer-
den.

Somit haben die staatlichen Hochschulen zwei Möglichkei-
ten:

1. Sie machen von der Übergangsregelung keinen Ge-
brauch.

In diesem Fall sind die nach dem 1. Januar 2004 ausge-
führten Leistungen steuerpflichtig. Damit erhalten sie in-
soweit ein Recht auf Vorsteuerabzug. Nach § 29 Abs. 2
i. V. m. Abs. 1 UStG können sie von ihren Vertragspart-
nern einen angemessenen Ausgleich der umsatzsteuerli-
chen Mehrbelastung verlangen. Dies gilt allerdings nicht,
wenn die Vertragsparteien etwas anderes vereinbart ha-
ben (§ 29 Abs. 1 Satz 2 UStG). Nach der Rechtsprechung
des BGH (vgl. BGH-Urteile vom 22. März 1972 – NJW
1972 S. 874 – und vom 28. Juni 1973 – BGHZ Bd. 61
S. 1013, NJW 1973 S. 1744) ist als angemessen grund-
sätzlich der volle Ausgleich der umsatzsteuerlichen
Mehrbelastung anzusehen.

2. Sie machen von der Übergangsregelung Gebrauch.

In diesem Fall können sie die zwischen dem
1. Januar 2004 und dem 31. Dezember 2004 ausgeführ-
ten Leistungen steuerfrei belassen, wenn der Vertrag vor
dem 3. September 2003 abgeschlossen worden ist. Der
Vorsteuerabzug für die den steuerfreien Ausgangsleistun-
gen zuzuordnenden Eingangsleistungen bleibt in diesem
Fall ausgeschlossen.

Zu Artikel 5 (Änderung der Umsatzsteuer-Durch-
führungsverordnung 1999)

Zu Nummer 4 (§ 33)

Um die bürokratischen Hemmnisse im Bereich der Kleinbe-
tragsrechnungen so gering wie möglich zu halten, wird auf
die ursprünglich vorgesehene Verpflichtung zur Angabe der
dem leistenden Unternehmer vom Finanzamt erteilten Steu-
ernummer in der Kleinbetragsrechnung verzichtet.

Zu Nummer 7 – neu – (§ 65 Satz 1 Nr. 2)

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Aufhebung des § 3
Abs. 9a Satz 2 UStG und der dadurch notwendig geworde-
nen Anpassung des Zitats in § 65 Satz 1 Nr. 2 UStDV.

Zu Artikel 7 (Änderung der Abgabenordnung)

Zu Nummer 0 – neu – (Inhaltsübersicht)

Redaktionelle Änderung der Inhaltsübersicht wegen der
Einfügung der neuen §§ 139a bis 139d.

Zu Nummer 2a – neu – (§§ 139a bis 139d – neu –)

Allgemein

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
zum Gleichheitssatz (Urteil vom 27. Juni 1991, BVerfGE
84, 239, „Zinsurteil“) hat der Gesetzgeber sicherzustellen,
dass alle Steuerpflichtigen durch ein Steuergesetz rechtlich
und tatsächlich gleich belastet werden.

Daraus ergibt sich, dass die Finanzbehörden aufgrund ihrer
gesetzlichen Befugnisse in der Lage sein müssen, die Anga-
ben des Steuerpflichtigen zu überprüfen.

Diese allein reichen hierfür im Wesentlichen zwar aus, kön-
nen aber derzeit nicht optimal ausgeschöpft werden. Die
Finanzbehörden müssen auch organisatorisch und technisch
fähig sein, die zulässigen Überprüfungen effizient vorzu-
nehmen. Dazu ist eine enge Zusammenarbeit der Finanzbe-
hörden erforderlich.

Wesentliche Voraussetzung hierfür ist die eindeutige Identi-
fizierung des Steuerpflichtigen.

Die gegenwärtige Zuweisung einer Steuernummer, die nicht
dauerhaft vergeben wird und daher auch nicht eindeutig ist,
ist für behördenübergreifende Zwecke kaum geeignet.

In den heutigen Verfahren kann zum Beispiel eine minimale
Abweichung bei der Schreibweise eines Namens („Ullrich“
statt „Ulrich“) eine eindeutige Identifikation unmöglich ma-
chen. Steuerpflichtige können auf diese Weise bewusst eine
falsche Identität vortäuschen und so steuerliche Leistungen
oder Vergünstigungen zu Unrecht erlangen.
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Die Rechnungshöfe des Bundes und der Länder beanstan-
den seit Jahrzehnten die mangelhafte Auswertung steuerer-
heblicher Informationen durch die Finanzämter. Die Aus-
wertung unterbleibt in vielen Fällen, weil die vorhandenen
Informationen überhaupt nicht zugeordnet werden können.

Hier kann – bei föderalem Aufbau der Steuerverwaltung in
Deutschland – nur die Einführung eines einheitlichen Iden-
tifikationsmerkmals für das Besteuerungsverfahren Abhilfe
schaffen.

Ein Steuernummernsystem, das die Identifikation der Steu-
erpflichtigen ermöglichen soll, setzt voraus, dass jeder Steu-
erpflichtige nur eine Nummer erhält (Eindeutigkeit), die
Nummer sich während der gesamten Dauer der Steuer-
pflicht nicht ändert und das gesamte System dauerhaft Be-
stand hat (Beständigkeit, Unveränderlichkeit).

Darüber hinaus wird durch Einführung eines derartigen
Steuernummernsystems ein wesentlicher Beitrag zur Ver-
einfachung des Besteuerungsverfahrens – insbesondere im
Hinblick auf die ebenfalls mit diesem Gesetzesentwurf be-
absichtigte Modernisierung des Lohnsteuerverfahrens – ge-
leistet. Die Vergabe weiterer Steuernummern, z. B. für ver-
schiedene Steuerarten oder in Fällen des Wechsels des
Wohn- oder Betriebssitzes, wird in Zukunft entbehrlich. Das
Identifikationsmerkmal erlaubt darüber hinaus die Zuord-
nung der neuen elektronischen Lohnsteuerbescheinigung
und wird u. a. auch die Funktion der Umsatzsteuer-Identifi-
kationsnummer umfassen. Dies baut Bürokratie ab und er-
höht die Transparenz des Besteuerungsverfahrens.

Zu § 139a

Zu Absatz 1

Absatz 1 Satz 1enthält den Grundsatz der zentralen Ver-
gabe, durch den sichergestellt wird, dass jeder Steuerpflich-
tige nur eine Nummer erhält. Satz 2 stellt klar, dass aus dem
Identifikationsmerkmal als „nichtsprechender“ Nummer
keine Rückschlüsse über die Person des Steuerpflichtigen
möglich sind – im Gegensatz zur Sozialversicherungsnum-
mer, in der u.a. das Geburtsdatum abgebildet ist. Satz 3
stellt klar, dass zwei unterschiedliche Arten von Identifika-
tionsmerkmalen vergeben werden. Dies ist notwendig, da es
im Gegensatz zur natürlichen Person bei einem wirtschaft-
lich Tätigen aufgrund der Vertragsfreiheit Möglichkeiten
zur Veränderung des von dem Identifikationsmerkmal zu er-
fassenden Subjekts gibt. Mit zwei Arten von Identifika-
tionsmerkmalen wird eine einfach und sicher zu gewährleis-
tende Trennung der persönlichen von betrieblichen Daten
des Steuerpflichtigen ermöglicht.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt klar, dass Steuerpflichtige im Sinne der Vor-
schriften über das Identifikationsmerkmal über die in § 33
Abs. 1 AO genannten Personen hinaus auch solche Perso-
nen sind, die nach den Steuergesetzen steuerpflichtig sind,
ohne bereits eine Steuer zu schulden. Hierzu gehören zum
Beispiel minderjährige natürliche Personen, die kein oder
nur ein so geringes Einkommen erzielen, dass sie keine Ein-
kommensteuer schulden, aber gleichwohl nach § 1 Abs. 1
Satz 1 EStG steuerpflichtig sind. Ohne Einbeziehung derar-
tiger Personen wäre der Zweck des Identifikationsmerkmals
nicht zu erreichen.

Zu Absatz 3

Der Begriff „wirtschaftlich Tätige“ ist im Hinblick auf die
später angestrebte Ersetzung anderer Nummernsysteme
durch die Wirtschafts-Identifikationsnummer weit auszule-
gen. Hierzu gehören beispielsweise Unternehmer im Sinne
von § 2 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes und die zur Mel-
dung nach § 28a SGB IV verpflichteten Arbeitgeber.

Zu § 139b

Zu Absatz 1

Absatz 1 legt für das Identifikationsmerkmal für natürliche
Personen ausdrücklich den Grundsatz der Eindeutigkeit und
Beständigkeit fest, an dem bei wirtschaftlich Tätigen (vgl.
§ 139c) wegen der Möglichkeiten zur Veränderung des von
dem Identifikationsmerkmal zu erfassenden Subjekts nicht
in jedem Fall festgehalten werden kann.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt den Umfang und die Art der Verwendung
der Identifikationsnummer durch die Finanzbehörden und
andere öffentliche oder nichtöffentliche Stellen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthält die Aufzählung von personenbezogenen
Daten, die für die Identifikation des Steuerpflichtigen erfor-
derlich sind. Mit der abschließenden Aufzählung wird dem
verfassungsrechtlichen Gebot der Normenklarheit und da-
mit einer wesentlichen Forderung des Datenschutzes Rech-
nung getragen. Die Speicherung der zuständigen Finanzäm-
ter dient als einziges Merkmal nicht der Identifikation, son-
dern ist wegen der zentralen Vergabe durch das Bundesamt
für Finanzen erforderlich, damit die Nummer den zustän-
digen Finanzämtern mitgeteilt werden kann.

Zu Absatz 4

Absatz 4 – nachgebildet dem § 150 SGB VI – dient der
Zweckbestimmung der gespeicherten Daten und trägt damit
einer der wesentlichen Forderungen des Datenschutzes
Rechnung.

Zu Absatz 5

Absatz 5 enthält eine strikte Zweckbindung, durch die die
Anwendbarkeit der allgemeinen Zweckänderungsvorschrif-
ten (§§ 14 bis 16 Bundesdatenschutzgesetz) ausgeschlossen
wird. Insbesondere wird ausgeschlossen, dass die in
Absatz 3 aufgeführten Daten aufgrund der genannten Vor-
schriften des Bundesdatenschutzgesetzes für Auskünfte an
andere öffentliche oder nichtöffentliche Stellen verwendet
werden.

Zu Absatz 6

Absatz 6 ermöglicht die erstmalige Erfassung aller Steuer-
subjekte durch Datenübermittlungen der Meldebehörden.
Weiterhin wird die Rückmeldung der vom Bundesamt für
Finanzen vergebenen Identifikationsnummer an die zustän-
dige Meldebehörde geregelt.

Zu Absatz 7

Absatz 7 regelt die Vergabe der Identifikationsnummer in
Fällen der Geburt sowie in sonstigen Fällen, z. B. Zuzug aus
dem Ausland.
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Zu Absatz 8

Absatz 8 regelt das Verfahren bei Änderungen, insbeson-
dere Wohnsitzwechsel.

Zu §139c

Zu den Absätzen 1 und 2

Die Vergabe der Wirtschafts-Identifikationsnummer erfolgt
im Gegensatz zur Identifikationsnummer nicht von Amts
wegen, sondern auf Anforderung durch die Finanzämter.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt den Umfang und die Art der Verwendung
der Wirtschafts-Identifikationsnummer durch die Finanzbe-
hörden und andere öffentliche oder nichtöffentliche Stellen.

Bereits heute wird bei einer Vielzahl von Datenaustausch-
verfahren die Steuernummer bzw. die Umsatzsteuer-Identi-
fikationsnummer verwendet. Das ist z. B. beim Datenaus-
tausch der Zollbehörden mit dem Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) nach dem Außenwirtschafts-
gesetz, mit der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung (BLE) nach dem Gesetz zur Durchführung der gemein-
samen Marktorganisationen und mit dem Statistischen Bun-
desamt (StBA) nach dem Gesetz über die Statistik des
grenzüberschreitenden Warenverkehrs der Fall. Die Wirt-
schafts-Identifikationsnummer muss daher auch die Funk-
tion der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erfüllen, um
diese ggf. zu einem späteren Zeitpunkt zu ersetzen. Durch
die Zusammenführung dieser und gegebenenfalls weiterer
Nummernsysteme kann ein wesentlicher Beitrag zum Ab-
bau von Bürokratie geleistet werden.

Zu den Absätzen 3 bis 5

Die Absätze 3 bis 5 enthalten die Aufzählung von Daten,
die für die Identifikation von wirtschaftlich Tätigen erfor-
derlich sind. Mit der abschließenden Aufzählung wird dem
verfassungsrechtlichen Gebot der Normenklarheit und da-
mit einer wesentlichen Forderung des Datenschutzes Rech-
nung getragen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 – nachgebildet dem § 150 SGB VI – dient der
Zweckbestimmung der gespeicherten Daten und trägt damit
einer der wesentlichen Forderungen des Datenschutzes
Rechnung.

Zu Absatz 7

Absatz 7 regelt, dass die in Absatz 3 bezeichneten Daten
grundsätzlich nur für die Zwecke verwendet werden dürfen,
für die sie gespeichert wurden. Die Anwendbarkeit der all-
gemeinen Zweckänderungsvorschriften (§§ 14 bis 16 Bun-
desdatenschutzgesetz) wird dadurch ausgeschlossen. Nur
wenn aus einer Rechtsvorschrift eindeutig und unmissver-
ständlich hervorgeht, dass die strikte Zweckbindung nach
§ 139c Abs. 7 durchbrochen werden soll, ist eine anderwei-
tige Verwendung der in Absatz 3 aufgeführten Daten zuläs-
sig.

Zu § 139d

§ 139d enthält die Ermächtigung zum Erlass einer Rechts-
verordnung, die organisatorische und technische Maßnah-
men zur Wahrung des Steuergeheimnisses sowie weitere
Einzelheiten zur Vergabe und Löschung der Identifikations-
merkmale und zur Übermittlung der Daten zwischen den

Meldebehörden und dem Bundesamt für Finanzen enthält.
Insbesondere sind darin Regelungen aufzunehmen, die si-
cherstellen, dass mittels des Identifikationsmerkmals ein
unbefugter Zugriff auf Daten, die dem Steuergeheimnis un-
terliegen, ausgeschlossen bleibt.

Zu Nummer 3a – neu – (§ 147 Abs. 1 Nr. 4a – neu –,
Abs. 2, 3 Satz 1)

Artikel 77 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
(Zollkodex) (eingefügt durch Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 2700/2000; ABl. EG Nr. L 311/17 vom 12. De-
zember 2000) eröffnet den Zollbehörden im Falle der Ab-
gabe der Zollanmeldung mittels Datenverarbeitung (z. B.
im IT-Verfahren ATLAS) die Möglichkeit, auf die Vorlage
von Unterlagen, die für die Anwendung der Vorschriften
über das Zollverfahren zu dem die Waren angemeldet wer-
den erforderlich sind (Artikel 62 Abs. 2 Zollkodex), zu ver-
zichten. Von dieser Möglichkeit machen die Zollbehörden
in großem Umfang Gebrauch. Dies hat zur Folge, dass die
betreffenden Unterlagen nicht mehr wie bisher von den
Zollbehörden selbst aufbewahrt werden, sondern nunmehr
nach Artikel 77 Abs. 2 Satz 2 Zollkodex vom Anmelder
(insbesondere zum Zwecke nachträglicher Prüfungen nach
Artikel 78 Zollkodex) zur Verfügung der Zollbehörden zu
halten sind.

Nach derzeitigem Recht handelt es sich um Unterlagen im
Sinne des § 147 Abs. 1 Nr. 5 (bisherige Fassung), die für die
Dauer von sechs Jahren aufzubewahren sind, wobei die
Aufbewahrung in Form eines Bild- oder anderen Datenträ-
gers ausreichend ist. Zu den Unterlagen nach Artikel 62
Abs. 2 Zollkodex auf deren Vorlage verzichtet wird, gehö-
ren insbesondere auch Urkunden, die z. B als Voraussetzung
für tarifliche oder präferenzielle Abgabenbegünstigungen
oder im Hinblick auf Genehmigungspflichten erforderlich
sind (Präferenznachweise, Ursprungszeugnisse, Echtheits-
bescheinigungen, Handarbeitszeugnisse etc.). Soweit diese
Urkunden (z. B. im Hinblick auf ihre Echtheit oder bei
Zweifeln an ihrer inhaltlichen Richtigkeit) einer nachträgli-
chen Prüfung unterzogen werden sollen, sind hierfür regel-
mäßig die Originale erforderlich. Die Prüfungsergebnisse
sind Voraussetzung für eine Nacherhebung zu Unrecht nicht
erhobener Einfuhrabgaben und daneben auch als Beweis-
mittel für evtuelle Strafverfahren von Bedeutung.

Im Hinblick auf eine effektive Betrugsbekämpfung muss
die nachträgliche Prüfung innerhalb der für strafbare Hand-
lungen vorgesehenen Festsetzungsfrist von zehn Jahren (Ar-
tikel 221 Abs. 4 Zollkodex in Verbindung mit § 169 Abs. 2
Satz 2 AO) möglich sein.

Den Unterlagen, auf deren Vorlage die Zollbehörden nach
Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 Zollkodex verzichtet haben, sind
die Unterlagen gleichzustellen, die dem Anmelder entweder
nach erfolgter Prüfung durch die Zollbehörden oder nach-
dem sie trotz Verzichts vorgelegt worden waren, zurückge-
geben wurden.

Zu Nummer 3b – neu – (§ 167 Abs. 1 Satz 1)

Durch Artikel 4 Nr. 12 Buchstabe a des Dritten Gesetzes zur
Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften
vom 21. August 2002 (BGBl. I S. 3322) wurde in § 150
Abs. 1 ein neuer Satz 2 eingefügt; der bisherige Satz 2
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wurde Satz 3. Die bisher unterbliebene Anpassung der Ver-
weisung in § 167 Abs. 1 Satz 1 AO wird hiermit nachge-
holt.

Zu Nummer 3c – neu – (§ 178 Abs. 2)

Zu Buchstabe a (Nummer 6)

Anpassung an die Terminologie des Zollkodex.

Zu Buchstabe b (Nummer 8 – neu –)

Mit der Aufnahme von Nummer 8 in § 178 Abs. 2 wird eine
Ermächtigungsgrundlage für das Bundesministerium der Fi-
nanzen geschaffen, um in der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 3 Regelungen über die Erhebung von Gebühren und
Auslagen für die amtliche Vernichtung oder Zerstörung von
Waren aufzunehmen.

Die Vernichtung oder Zerstörung von Amts wegen kommt
vor allem für zollamtlich sichergestellte, beschlagnahmte
oder eingezogene Waren in Betracht. Insbesondere im Be-
reich der Verbote und Beschränkungen zum Schutz des
geistigen Eigentums entstehen dabei erhebliche Kosten, die
nach derzeitiger Rechtslage nicht als Auslagen erhoben
werden können und deshalb von der Staatskasse zu tragen
sind. Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 3295/94 sieht je-
doch vor, dass die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maß-
nahmen treffen, damit die Vernichtung gemäß den einschlä-
gigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften ohne Entschädi-
gung und ohne Kosten für die Staatskasse erfolgen kann.

Nach Artikel 182 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
(Zollkodex) kann die Vernichtung oder Zerstörung von
Nichtgemeinschaftswaren auch als zollrechtliche Bestim-
mung beantragt werden. Für diese Fälle sieht Artikel 182
Abs. 4 Zollkodex ebenfalls vor, dass der Staatskasse keine
Kosten entstehen dürfen.

Zu Nummer 3d – neu – (§ 231 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2
Satz 1)

Artikel 222 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
(Zollkodex) in Verbindung mit Artikel 876a der Verordnung
(EWG) Nr. 2454/93 (Zollkodex-DVO) sieht für den Bereich
der Einfuhr- und Ausfuhrabgaben in bestimmten Fällen vor,
die Verpflichtung des Zollschuldners zur Abgabenentrich-
tung auszusetzen und damit zumindest zeitweilig auf die
Zahlung zu verzichten. Die Aussetzung der Verpflichtung
des Zollschuldners zur Abgabenentrichtung entspricht in ih-
rer Wirkung der Aussetzung der Vollziehung. Für die Dauer
einer gewährten Aussetzung der Verpflichtung des Zoll-
schuldners zur Abgabenentrichtung ist deshalb ebenso wie
für die Dauer einer gewährten Aussetzung der Vollziehung
eine Unterbrechung der Zahlungsverjährung vorzusehen,
um zu verhindern, dass die betreffenden Zahlungsansprüche
verjähren können.

Zu Nummer 5 – neu – (§ 251 Abs. 1 Satz 2 – neu –)

Artikel 222 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
(Zollkodex) in Verbindung mit Artikel 876a der Verordnung
(EWG) Nr. 2454/93 (Zollkodex-DVO) sieht für den Bereich
der Einfuhr- und Ausfuhrabgaben in bestimmten Fällen vor,
die Verpflichtung des Zollschuldners zur Abgabenentrich-

tung auszusetzen und damit zumindest zeitweilig auf die
Zahlung zu verzichten. Die Aussetzung der Verpflichtung
des Zollschuldners zur Abgabenentrichtung entspricht in ih-
rer Wirkung der Aussetzung der Vollziehung. Für die Dauer
einer gewährten Aussetzung der Verpflichtung des Zoll-
schuldners zur Abgabenentrichtung ist deshalb ebenso wie
für die Dauer einer gewährten Aussetzung der Vollziehung
vorzusehen, dass aus dem zugrunde liegenden Verwaltungs-
akt nicht vollstreckt werden kann.

Abgabenbescheide hinsichtlich derer die Verpflichtung des
Zollschuldners zur Abgabenentrichtung ausgesetzt wurde,
werden im Hinblick auf den Sinn und Zweck dieser Maß-
nahme bereits jetzt nicht vollstreckt und damit im Ergebnis
den Bescheiden, für die Aussetzung der Vollziehung ge-
währt wurde, gleichgestellt. Die Gesetzesänderung dient in-
sofern der rechtlichen Klarstellung.

Zu Artikel 8 (Änderung des Einführungsgesetzes
zur Abgabenordnung)

Zu Nummer 0 – neu – (Artikel 97 § 5 – neu –)

Bevor das Identifikationsmerkmal zugeteilt werden kann,
müssen zunächst die technischen Voraussetzungen dafür ge-
schaffen werden. Das Bundesministerium der Finanzen
wird ermächtigt, den Zeitpunkt der erstmaligen Zuteilung
zu bestimmen.

Das Identifikationsmerkmal kann erst zugeteilt werden,
wenn zum einen die entsprechenden Mitteilungen der Be-
hörden (vgl. zu Artikel 15c) gemacht werden und zum ande-
ren das Bundesamt für Finanzen technisch und organisato-
risch in der Lage ist, diese zu bearbeiten und das Identifika-
tionsmerkmal jedem Steuerpflichtigen zuzuteilen. Da ge-
genwärtig noch nicht feststeht, wann diese technischen und
organisatorischen Voraussetzungen vorliegen werden, muss
der Zeitpunkt der erstmaligen Zuteilung gesondert geregelt
werden. Dies soll durch eine Rechtsverordnung des Bundes-
ministeriums der Finanzen mit Zustimmung des Bundesra-
tes geschehen. Für den Bereich der Einfuhr- und Ausfuhrab-
gaben sowie der Verbrauchsteuern bedarf die Rechtsverord-
nung nicht der Zustimmung des Bundesrates, da hier allein
der Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
betroffen ist.

Zu Artikel 9 (Änderung des Finanzverwaltungs-
gesetzes)

Zu Nummer 2 (§ 5 Abs. 1)

Zu Nummer 22 – neu –

Die Zuständigkeiten für die Vergabe und die Verwaltung des
Identifikationsmerkmals nach den §§ 139a bis 139d AO
werden dem Bundesamt für Finanzen übertragen. Nur eine
Zentralstelle ist dafür geeignet.

Zu Nummer 23 – neu –

Die Regelung entspricht der im Gesetzentwurf in Artikel 9
Nr. 22 enthaltenen Regelung.
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Zu Artikel 11a (Änderung des Feuerschutzsteuer-
gesetzes)

Mit der Aufhebung des § 10 Abs. 5 wird das Gesetz aktua-
lisiert. Die bisherigen einigungsbedingten Regelungen zur
örtlichen Zuständigkeit haben sich durch Zeitablauf erledigt
(vgl. entsprechende Änderung des Versicherungsteuergeset-
zes).

Zu Artikel 12 (Änderung des Investitionszulagen-
gesetzes 1999)

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2)

Durch die Änderung wird die Beteiligung des Bundesrates
an der Anpassung der Anlage 1 durch Rechtsverordnung an
die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
zusammenzustellende Liste mit Sektoren, in denen die För-
derfähigkeit von Investitionen ganz oder teilweise ausge-
schlossen wird, sichergestellt.

Zu Nummer 2 (§ 6 Abs. 2)

Durch die Änderung in Satz 5 wird die Beteiligung des
Bundesrates am Erlass von Rechtsverordnungen zur Rege-
lung von Einzelnotifizierungspflichten, die sich aus von den
Organen der Europäischen Gemeinschaften erlassenen
Rechtsvorschriften ergeben, sichergestellt.

Zu Artikel 13 (Änderung des Steuerberatungsgeset-
zes)

Zu Nummer 1a – neu – (§ 31 Abs. 2)

Die mögliche zweistufige Organisation der Steuerverwal-
tung durch Abschaffung von Mittelbehörden macht es not-
wendig, die den Oberfinanzdirektionen zugewiesenen Auf-
gaben auf eine andere zuständige Landesfinanzbehörde zu
übertragen. Durch die Einfügung des § 2a Finanzverwal-
tungsgesetz (FVG) vom 14. Dezember 2001 ist den Ländern
diese Übertragungsmöglichkeit eingeräumt worden. Bei
dieser Gesetzesänderung wurde die Spezialregelung in § 31
Abs. 2 des Steuerberatungsgesetzes (StBerG) nicht mit be-
rücksichtigt, die eine Übertragung der den Oberfinanzdirek-
tionen im Zusammenhang mit der Anerkennung der Lohn-
steuerhilfevereine und der Aufsicht über die Lohnsteuerhil-
fevereine zugewiesenen Aufgaben nur auf die für die Fi-
nanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörden
zulässt. Diese Aufgaben, die auch von den Finanzämtern
wahrgenommen werden können, sind überwiegend mit
technischem und organisatorischem Aufwand verbunden.
Mit der Änderung soll § 31 Abs. 2 StBerG an die Regelung
des § 2a Abs. 2 Satz 3 FVG angepasst und die Aufgaben-
übertragung auf andere Landesfinanzbehörden (Finanzäm-
ter) ermöglicht werden.

Darüber hinaus soll eine Übertragung der Aufsicht über die
Lohnsteuerhilfevereine auf eine Landesfinanzbehörde eines
anderen Bundeslandes ermöglicht werden. Einige Bundes-
länder beabsichtigen eine länderübergreifende Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Steuerberatungsrechts. Die Ein-
führung würde den Ländern mehr Flexibilität bei der Wahr-
nehmung von Aufgaben betreffend Lohnsteuerhilfevereine

einräumen und eine weitere Zentralisierung der Aufgaben,
die insbesondere bei kleinen Ländern zweckmäßig er-
scheint, unterstützen. Die Möglichkeit einer länderübergrei-
fenden Abnahme der Steuerberaterprüfung ist in § 37b
Abs. 4 StBerG bereits verankert.

Zu Artikel 15 – aufgehoben – (Änderung des Dritten
Buches Sozialgesetz-
buch)

Im Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt (Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages
vom 17. Oktober 2003, Bundesratsdrucksache 730/03) ist
die in Artikel 15 des Gesetzentwurfes enthaltene Änderung
zur Datenermittlung bereits eingegangen als Absatz 2 des
neuen § 189a SGB III „Datenaustausch und Datenübermitt-
lung“ (Artikel 1 Nr. 102a des genannten Gesetzesbeschlus-
ses). Die Änderung in Artikel 15 ist daher nicht mehr erfor-
derlich; Artikel 15 kann entfallen.

Zu Artikel 15a – neu – (Änderung des Mineralöl-
steuergesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 1)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Fettsäuremethylester werden in den Katalog der Mineralöle
aufgenommen. Die Position der Kombinierten Nomenklatur
(KN) entspricht, wie bei den anderen Positionen der KN,
dem Stand 1. Oktober 1994.

Zu Doppelbuchstabe bb

In Umsetzung der Energiesteuer-Richtlinie sind Erzeug-
nisse ohne Kohlenwasserstoffe auch dann Mineralöle, wenn
sie zur Verwendung als Kraftstoff bestimmt sind (z. B.
Fette, Öle, Ethanol). Waren, die als Heizstoff verwendet
werden sollen, sind gemäß der Energiesteuer-Richtlinie nur
dann Mineralöle, wenn sie Kohlenwasserstoffe enthalten.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Fettsäuremethylester unterliegen, vorbehaltlich des § 2a des
Gesetzes, der Mineralölsteuer.

Zu Doppelbuchstabe bb

Folgeänderung aus Doppelbuchstabe aa.

Zu Nummer 2 (§ 2a)

Zu Absatz 1

Mit der Vorschrift wird im Ergebnis – wie schon mit der
Vorgängerregelung – erreicht, dass der biogene Anteil von
Mineralölen von der Mineralölsteuer befreit ist. Biokraft-
und Bioheizstoffe, die vollständig aus Biomasse bestehen,
sind dementsprechend auch in vollem Umfang steuerbefreit.
Die Steuerbegünstigung erfolgt in Form eines Erlasses oder
einer Erstattung bei dem Steuerschuldner. Hierfür bedarf es
eines Antrags.
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Zu Absatz 2

Die Steuerbegünstigung gilt nunmehr auch für Bioheiz-
stoffe. Die Ausgrenzung von Altholz aus der Biomassever-
ordnung ist damit hinfällig.

Die Fiktion der Pflanzenölmethylester als Biokraft- und
Bioheizstoffe wurde auf Fettsäuremethylester ausgedehnt.
Bestimmte tierische Fettsäuren werden damit der Biomasse
zugeordnet.

Die Steuerbegünstigung gilt nur für unvergälltes Bioethanol
(ex Unterposition 2207 1000 der KN) mit einem Alkoholan-
teil von mindestens 99 Volumenprozent. Die im vergällten
Bioethanol enthaltenen Vergällungsmittel sind in aller Regel
nichtbiogene Stoffe. Daher kann vergälltes Bioethanol als
Biokraft- oder Bioheizstoff gegenüber unvergälltem Bio-
ethanol nur einen geringeren Beitrag zu der mit diesem Ge-
setz verfolgten umweltschutzpolitischen Zielsetzung leis-
ten. Zudem lässt sich der Anteil an Vergällungsmitteln im
vergällten Bioethanol nur durch technisch sehr aufwendige,
in der Verwaltungspraxis kaum handhabbare Verfahren
nachweisen. Schließlich dient die Regelung dem Aufbau
einer heimischen Versorgungsstruktur mit Bioethanol.

Bioethanol (Branntwein der Position 2207 der Kombinier-
ten Nomenklatur mit einem Gehalt von 80 Volumenprozent
oder mehr) unterliegt im Steuergebiet der Branntweinsteuer
(§ 130 Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über das
Branntweinmonopol – BranntwMonG –). Das zur Herstel-
lung von Biokraftstoffen bestimmte Bioethanol ist von der
Branntweinsteuer befreit, wenn es vergällt verwendet wird
(Artikel 27 Abs. 1 Buchstabe b der Richtlinie (EWG)
Nr. 92/83 vom 19. Oktober 1992; § 132 Abs. 1 Nr. 4
BranntwMonG). Die Vergällung ist nach den Bestimmun-
gen der Branntweinsteuerverordnung durchzuführen. Hier-
nach ist es möglich, das Vermischen von unvergälltem Bio-
ethanol mit Kraftstoff zugleich als Herstellungshandlung
und als Vergällung im branntweinsteuerrechtlichen Sinne
anzusehen, da Ottokraftstoff bereits ab einer Zugabe von
2 Litern (oder mehr) auf 100 Liter Alkohol als ausreichende
Vergällung zugelassen wird. Voraussetzung ist, dass dieser
Vorgang in einem sog. Kombi-Lager (Branntweinsteuer-
und Mineralölsteuerlager) stattfindet und dabei bestimmte
Überwachungsauflagen eingehalten werden. Dieses kombi-
nierte Steuerlager ist beim zuständigen Hauptzollamt zu be-
antragen. Die Zulassung des Vergällungsmittels wird auf
Antrag durch die Bundesmonopolverwaltung für Brannt-
wein erteilt.

Zu Absatz 3

Die Höhe der Steuerbegünstigung soll an die Entwicklung
auf dem Rohölmarkt und die Preise für Biomasse und Kraft-
stoffe angepasst werden. Dazu werden dem Deutschen Bun-
destag aufgrund eines nunmehr jährlich zu erstellenden Be-
richtes Vorschläge unterbreitet. Ziel ist es, eine Überförde-
rung der Biokraftstoffe zu verhindern.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift sieht eine Initiative der Bundesregierung bei
Störungen des deutschen Biokraftstoff- oder Bioheizstoff-
marktes und des Biokraftstoff- oder Bioheizstoffmarktes der
Europäischen Gemeinschaften vor, sofern diese Marktstö-
rungen auf Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union ge-
hörenden Ländern zurückzuführen sind. Sie dient dem

Schutz des im Aufbau befindlichen deutschen Marktes für
biogene Kraft- und Heizstoffe.

Zu Nummer 3 (§ 32)

Die Herstellung von Biokraft- und Bioheizstoffen sowie de-
ren Mischen mit anderen Mineralölen hat in der Regel unter
Steueraussetzung zu erfolgen. Voraussetzung ist die Zulas-
sung als Steuerlagerinhaber. Um der Wirtschaft Zeit für die
Einarbeitung in die steuerrechtliche Materie zu geben, wird
den betroffenen Herstellern und Lagerhaltern eine fiktive
Erlaubnis mit einer begrenzten Gültigkeit erteilt. Vorausset-
zung hierfür ist eine formlose Anzeige bei dem zuständigen
Hauptzollamt.

Zu Artikel 15b – neu – (Änderung der Mineralöl-
steuer-Durchführungsverord-
nung)

Zu Nummer 1 (§ 1)

Zu Buchstabe a

Nach der Einordnung von Fettsäuremethylester sowie ande-
ren Ölen und Fetten – soweit als Kraft- oder Heizstoff be-
stimmt – in den Katalog der Mineralöle nach § 1 Abs. 2 des
Mineralölsteuergesetzes ist die Vorschrift aufzuheben.

Zu Buchstabe b

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Begünstigung
ist der Nachweis der Biomasseeigenschaft. Eine allgemeine,
nicht prüfbare Erklärung reicht nicht aus. Die Angabe von
Produktmerkmalen, die auf die Biomasseeigenschaft hin-
weisen, ist eine Grundvoraussetzung. Zur Sicherung der
Qualität von nicht in Deutschland hergestelltem Bioethanol
wird eine Kontrolle vorgeschrieben, bei der die zuständige
Behörde des Herstellerlandes mit der zuständigen deutschen
Behörde zusammenwirkt.

Zu Nummer 2 (§ 2 Abs. 4)

Zu Buchstabe a

Biokraftstoffe sind zwar Mineralöle im steuerrechtlichen
Sinn, das Mischen mit anderen insbesondere fossilen Mine-
ralölen ist jedoch immer eine Herstellungshandlung (ausge-
nommen s. zu Buchstabe b) mit den entsprechenden steuer-
rechtlichen Folgen. Des Weiteren werden Diesel-Wasserge-
mische (Emulsionskraftstoffe) von der Mineralölherstellung
ausgenommen.

Zu Buchstabe b

Eine Mineralölherstellung liegt im Falle des Mischens von
Mineralöl mit Biokraftstoffen beim Endverwender zum
Eigenverbrauch nicht vor. Gleiches gilt bei der wechselwei-
sen Abgabe von gekennzeichnetem bzw. nicht gekennzeich-
netem Gasöl und Biokraftstoff aus einem Transportmittel.

Zu Artikel 15c – neu – (Änderung des Melderechts-
rahmengesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2 Nr. 7)

Die Speicherung der nach § 139b AO vergebenen Identi-
fikationsnummer im Meldedatensatz ist notwendig, um eine
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Zuordnung der Daten bei Meldung von Änderungen
(§ 139b Abs. 8 AO – neu –) zu ermöglichen.

Zu Nummer 2 (§ 3 Satz 4)

Diese Regelung schließt die Weitergabe der im Meldedaten-
satz gespeicherten Identifikationsnummer an andere Behör-
den als das Bundesamt für Finanzen durch die Meldebe-
hörde aus.

Zu Nummer 3 (§ 17 Abs. 1 Satz 5)

Diese Regelung ermöglicht die Weitergabe der Identifika-
tionsnummer in Umzugsfällen.

Zu Artikel 15d – neu – (Änderung der Ersten
Bundesmeldedatenübermitt-
lungsverordnung)

Anpassung der Verordnung aufgrund der vorgesehenen Mit-
teilung der Meldedaten an das Bundesamt für Finanzen.

Zu Artikel 15e – neu – (Änderung der Zweiten
Bundesmeldedatenübermitt-
lungsverordnung)

Anpassungen der Verordnung aufgrund der vorgesehenen
Mitteilung der Meldedaten an das Bundesamt für Finanzen.

Zu Artikel 15f – neu – (Änderung des Bundeskinder-
geldgesetzes)

Folgeänderung zur Änderung des Einkommensteuergeset-
zes durch Artikel 1 Nr. 6b – neu – (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 EStG –
Steuerliche Berücksichtigung von Pflegekindern bei den
Pflegeltern).

Zu Artikel 15g – neu – (Änderung des Kaffeesteuer-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 2 Nr. 5)

Die Definition des Steuergegenstands „kaffeehaltige Ware“
wird erweitert und findet bei einem Kaffeegehalt ab
10 Gramm je Kilogramm Anwendung.

Zu Nummer 2 (§ 3 Abs. 2)

Die Anwendung der Pauschalsätze bei kaffeehaltigen Waren
soll sowohl bei der Verwendung von Röstkaffee als auch bei
der Verwendung von löslichem Kaffee ab 10 Gramm je Ki-
logramm erfolgen.

Zu Nummer 3 (§ 19 Nr. 9)

Der letzte Satz der Nummer 9 kann aufgrund der Definiti-
onsänderung für „kaffeehaltige Waren“ gestrichen werden.

Zu Artikel 16 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Notwendige Anpassung, um auch eine „Versteinerung“ der
durch dieses Gesetz geänderten Teile der Ersten und Zwei-
ten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung sowie der
Mineralölsteuer-Durchführungsverordnung zu vermeiden
und in Zukunft wieder deren Änderung oder Aufhebung
durch Rechtsverordnung zu ermöglichen.

Zu Artikel 17 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 4

Folgeänderung aufgrund der Einfügung des neuen Buchsta-
ben a in Nummer 21 des Artikels 4 sowie der Einfügung
von Regelungen zum bundeseinheitlichen Ordnungsmerk-
mal in Artikel 9 Nr. 2 (§ 5 Abs. 1 FVG). Ferner soll auch
die Änderung des Kaffeesteuergesetzes (Artikel 15g) am
1. Januar 2004 in Kraft treten.

Zu Absatz 5

Die Verpflichtung zur Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen auf elektronischem Weg soll erstmals für Voranmel-
dungszeiträume gelten, die nach dem 31. Dezember 2004
enden.

Zu Absatz 7

Der neue Absatz 7 ist wegen der Einfügung der Regelungen
über die mineralölsteuerliche Begünstigung von Biokraft-
und Bioheizstoffen erforderlich.

Zu Absatz 8

Der neue Absatz 8 ist wegen der Einfügung der Regelungen
zur Einführung eines bundeseinheitlichen Ordnungsmerk-
mals für steuerliche Zwecke erforderlich.

Berlin, den 5. November 2003

Lydia Westrich Peter Rzepka
Berichterstatterin Berichterstatter
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Anlage
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